
munmmnnimnninnnmimmnmnunnmnunminmunninmne

Redaktion
z Halle a. S., Gr. Brauhausſtraße 17

Fernſprecher 68023
Sprechſtunde täglich von l 12 1 Uhr.

FCIIIIIMGEEEELIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIV

Bezug spreis: Durch Austräger zugeſtellt monaulich
5. einſchließlich Trägerlohn. Für Abholer 4 50 Mk.
Durch Poſtbezug im Vi rtieljahr 13.50; monatlich 4.50 Mk.

Bellellgeld ertra.

Nr. 183

Anzeigen

r An Weltproblemen politiſcher und wirtſchaftlicher
Natur beſteht kein Mangel. Sie verdichten ſich in gerade
zu beängſtigender Weiſe. Europa ſeufzt nach einer Er

ateſ, köſung aus dem gefahrendrohenden Fragenkomplex.
Sieger und Beſiegte leiden zugleich unter einem entſetz-8 Uhr.an Nlchen Druck, und jeder Anlauf, dem Wirrnis zu ent-

Prinnen, fördert neue Hemmungen zutage. Die ſchwarzen
l. Male. RKolken, die ſich um den Boden des europäiſchen Hexen
an zen Feſſels, um Deutſchland, zuſammentürmen, erfordern er
s neut unſere geſpannteſte Aufmerkſamkeit

PPas deutſche Volk ſcheint ſich noch nicht klar zu ſein, in
welchem Gefahrenkreiſe es ſich bewegt, deshalb gilt esjeute, auf die drohenden Verwicklungen, welche c für

unſere Republik aus dem Oſtproblem ergeben können,
unſer ganzes Augenmerk zu richten.

Ueber Rußlands Abſichten wiſſen wir gegenwärtig,
daß wir nicht s wiſſen. Die Ziele der Sowjetregierun
ſind uns un bekannte Größen. Feſt ſteht, da
die ruſſiſche Armee bisher unſere Grenzen unbedingt
achtete und daß für uns gegenüber dem ruſſiſch-pol
niſchen Krieg ſtrikte Neutralität die Haupt-
ugend iſt. Der Außenminiſter Dr. Simon s hat kürz-
ich einem Befrager erklärt, daß er dieſe Stellungnahme
deutſchlands unerbittlich bewahren wird. Aber wir
elbſt ſind hierbei auch nur der leidende Teil. Der Ge-
ahrenherd iſt darin zu erblicken, daß Frankreich mit
Argusaugen jede Bewegung der ruſſiſchen Wehrmacht
beobachtet. Nach Zeitungsmeldungen ſind ſtarke
Truppenzuſammenziehungen der Franzoſen am Rhein
orgenomnken worden, die ſich naturgemäß nur gegenRußland richten können. Jedes Vorgehen der ruſſiſchen

Wehrmacht gegen unſere Grenzen würde ſomit für
Deutſchland furchtbare Gefahren heraufbeſchwören.
Miniſter Simons hat bereits darauf hingewieſen, daß

der Bürgerkrieg die Folge davon wäre, wollte die Entente
inſer Land als Aufmarſchgebiet benutzen. Wir haben
ein ntereſſe daran, in einen neuen

gen.

Volksſti
jeden Werktag nachmittag.

Halle, Zreitag, den 5. Auguſt 1920

eine Rätediktatur a la Rußland bringt ihnen den bisher
ausgebliebenen Revolutionsſegen. Die leider
immer wieder möglich werdenden Putſche, wie letzthin in
Zittau, haben in jener Auffaſſung ihren Urſprung. Es
iſt nicht unſchwer auszudenken, daß dieſer Teil der Ar-
beiterſchaft ſich einem ruſſiſchen Vorgehen über unſere
Grenzen gern unterwerfen würde. Wir ſehen daran,
daß nicht nur von außen Gefahren drohen, ſondern auch
aus der innerpolitiſchen Konſtellation.

Unſere Aufgabe muß deshalb ſein, die Volksmaſſen
von jedem gefühlsmäßigen Denken bei Behand-
lung der Oſtfragen zu befreien und über die nicht
auszudenkenden Folgen jedes bloßen Spielens mit dem
Gedanken eines neuen Krieges klar zu machen. Deutſch
land hat nichts zu gewinnen durch Aufgabe ſeiner
Neutralität aber alles zu verlieren. Wir Sozial-
demokraten ſind nicht nur aus humanen Gründen unbe-
dingt Pazifiſten, ſondern aus der richtigen Erkenntnis,
daß jeder Krieg ein Zerſtörer ungeheurer Werte iſt, die
zur Entwicklung der Kultur nutzbringender verwandt
werden können. Das Weltproblem kann nimmermehr
durch weitere gegenſeitige Vernichtung, ſondern nur
durch internationale Sammlung aller vorhandenen
Energiequellen gelöſt werden.

Es iſt verfehlt, jetzt über die Oſtfrage irgendwelche
Kombinationen zu drechſeln und ſich prophetiſch zu er-
ehen. Der öſtliche Horizont iſt mit ſchweren Wolken be-
angen, die eine kühle, nüchterne Beobachtung erfordern.

Das iſt vorläufig für uns die einzige Tatſache. Wenn
wir irgendeine Aktivität entwickeln wollen, ſo kann es
nur die zur Jnnehaltung einer ſtrikten Neutralität ſein.
Laſſen wir uns durch keine noch ſo verführeriſch erſchei-
nenden Pläne nationaliſtiſch oder bolſchewiſtiſch ange-
hauchter Köpfe von dieſer Stellungnahme verdr n.

erſ hineingeriſſen zu werden. Gewiß,
ſie Erfüllung des Friedensvertrages ſtellt uns vor un-
ösbare 77 Es iſt gar keine Ausſicht vorhanden,
uf Grund dieſes wahnwitzigen Diktats von Verſailles
nd Spa in nächſter Zukunft unſere wirtſchaftliche und

politiſche Lage auf geſunde Füße zu ſtellen. Wir ſind
n Wahrheit ein geknechtetes Volk. Trotz alledem und
illedem würde aber jeder Krieg unſere Baſis keines-vegs beſſern, ſondern noch viel ſchlinmere Nachteile im

hefolge haben. Ein Hirngeſpinſt und irrſinniger Gedanke,

chtungen d.
tember 192

ütfe unit dem manche Leute bei uns auf Kolportage gehen,
venn ſie vermeinen, bei einem Kriege zwiſchen der

n whe Entente und Rußland, der auf jeden Fall Deutſchland
as um Tummelplatz der Kämpfe machen würde, irgend-
ag nach daelche Erleichterungen von dem ietzigen Drucke zu er

ingen. Wir müſſen ein für allemal die Auffaſſung aus
täglich inſerem Denken verbannen, als ob ein politiſches Bünd-

is mit Rußland uns nützen könnte. Das Beſtreben
ſtunden vo Weutſchlands muß einzig und allein darauf gerichtet
lten. ein, baldigſt wirtſchaftliche Beziehungen mit dem
Antszin h wjetſtaat anzuknüpfen, was ſicherlich deſſen Intereſſe

er 2 n benfalls entgegenkommt. Umſomehr können wir des-
du alb verlangen, auf der Konferenz der ruſſiſchpolniſchen
er densverhandlungen vertreten zu ſein. Es iſt ſchwer

Störungen erſtändlich, daß Rußland hierauf nicht genügend Ge
vicht legt, obgleich Lenin erſt kürzlich äußerte, daß er
on dem Wert guter Handelsbeziehungen zwiſchen

r Staaten durchdrungen iſt. ſeit rigr In der nationaliſtiſchen Preſſe kann man ſeit einigerſtelle heit ein verdächtiges Hinneigen nach Rußland beob-
zeißenfels chten. Dieſe Erſcheinung bei den geſchworenen Feinden
inwoer Bolſchewismus iſt ſo augenfällig, daß ſie nicht um
u gen werden darf. Erſt am Mittwoch brachte die
ingend Deutſche Tageszeitung“ einen Artikel über die Oſtfrage,

er Keine Paſſivität“ überſchrieben war. In
Nerſteckter Weiſe wird darin angedeutet, daß wir im

egebenen Moment „handeln“ müſſen. In gut Deutſch
berſetzt heißt das, wir ſollen uns in ein neues Kriegs
enteuer ſtürzen, um dadurch den Plänen der Reaktion
Deutſchland Vorſchub zu leiſten. Gegen dieſe Kriegs

gitation gilt es von allen Einſichtigen, die die Republik
internationalen

nung für d
nigen Unt
reiſes icht zu einem Spielball ſchwerſten ir
t er treites machen wollen, mit aller Schärfe Front zu
ſtrat ded ahen. Wo ſich auch nur eine ſolche Propaganda zeigt,
aufgefor uß ſie mit Entſchiedenheit bekämpft werden.

aft gehe N. Lider ſind es nicht nur Regktionäre, welche derge
alt Hoffnungen auf Rußlands Vor n ſetzen, ſonderneheh Volksgenoſſen von links In Deutſchland
tiſtiert eine Gruppe unter den Kommuniſten, die ganz
en einem kriegeriſchen Zuſammengehen mit Rußland

s Wort reden, indem ſie glauben, dadurch die Welt
wolution zu entzünden. Rein gefühlsmäßig werden
ſe Heilsjünger von einem Teil der radikalen Arbeiter

Muſter Ar, simons über die ernſte Lage
im 9ffen.

Miniſter des Aeußern Dr. Simons gab in der geſtrigen
Sitzung des Reichstages folgende bedeutſame Erklärung ab:

Jm Oſten haben wir nun den Krieg, der uns vor neue Auf-
gaben ſtellt. Uebertretende Teile der kämpfenden Truppen müſſen
unbedingt entwaffnet werden. Eine große Gefahr iſt auch im
Weſten des Reiches. Jch will nicht ſagen, die Entente beab
ſichtigt es, aber ſie hat ein großes Jntereſſe, durch Deutſch
land hindurch nach Polen zu gelangen. (Hört! Hört!)
Wenn es ſich bewahrheitet, daß im beſetzten Gebiet bereits um-
fangreiche Vorbereitungen getroffen werden zur Ueberleitung grö
ſzerer Ententetruppen noch dem Kriegsſchauplatz, dann iſt damit
bereits eine ſchwere Verletzung der deutſchen Neu
tra lität gegeben. Beſetzt oder unbeſetzt, das Gebiet bleibt
deutſch. (Sehr richtig!) Die deutſche Regierung wird unter allen
Umſtänden an ihrer Neutralität feſthalten und ſie mit
allen Mitteln verteidigen. (Veifall.) Jch hoffe, daß dazu keine
Machtmittel notwendig ſind. Geſtern habe ich mit dem franzöſiſchen
Geſchäftsträger eine ſehr ernſte Unterredung gehabt wegen der
Flaggenaffäre; ſie iſt bis jetzt noch nicht erledigt. Jch bitte, alles
zu vermeiden, was die Situation verſchärfen könnte. (Beifall.)

Englands Druck auf neutrale Staaten.
London, 5. Aug. (Reuter.) Auf eine Anfrage

Wedgewoods im Unterhauſe, ob die Alliierten einen
Druck auf die Tſchecho-Slowakei ansübten, damit dieſe
Polen beiſeite ſtehen, erwiderte Lloyd George, alles
hänge von der Antwort ab. die man von Rußland er-
halten werde. Wenn die Antwort unbefriedigend ſei,
werde man ſelbſtverſtändlichanufjedermanneinen
Druck ausüben, daß er den Polen die nötige
Unterſtützung leiſte. Wedgewoods forderte eine
ſtrenge Erklärnng, daß, wenn die Antwort nnbefriedi-
gend ſei, ſo ſollte doch kein Druck auf die Tſchechoſlowakei
oder andere Staaten im Sinne einer bewaffneten Jnter-
vention zugunſten Polens ausgeübt werden. Hierauf
erklärte Lloyd George, daß, wenn die Antwort unbe
friedigend und nicht völlig klar ſei, daß die Sowjet
regiernng nicht beabſichtige, Polen zu vernichten, er be
ſtimmt nicht in der Lage ſei, ein derartiges Verſprechen
zu geben.

England rüſtet.
WTB. London, 5. Auguſt. „Daily Graphic“

glaubt zu wiſſen, Army Conncil ſtelle, um für jeden Fall
gerüſtet zu ſein, zwei vollſtändige Diviſionen zuſammen.
Die Liſte der die verſchiedenen Einheiten befehligten Of-
fiziere ſtehe feſt. Alle Vorkehrungen für Truppentrans-
porte, Verpflegung und Schießbedarf ſeien getroffen.
Gewiſſe Verpflichtungen, die die Verwertungsſtelle der
Kriegsvorräte übernommen habe, ſeien rückgängig ge

eft unterſtützt, die ſich immer in dem Wahn befinden, macht worden, um die Verpflegung zu ſichern.

mwme
Organ der Sozialdemokratiſchen Partei
in Halle und ſämtlichen Kreiſen im Regierungsbezirk Merſeburg.
Erſcheint mit der Sonntags Unterhaltungsbeilage,„ Der Geſellſchafter“
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4. Jahrgang

Gefahren im Oſten.
Die Londoner Korferenz aufgegeben.

Aus London berichtet Reuter: Die engliſche Re
gierung hat der holſchewiſtiſchen Regierung auf draht-
loſem Wege mitgeteilt, daß angeſichts der Tatſache, daß
Rußland mit Polen nicht allein Waffenſtillſtandsver
handlungen, ſondern auch Friedensverhandlungen ein
zuleiten verlangt, der Plan der Londoner Konferenz
aufgegeben werden müßte.

Das polniſche Kabinett für Friedensverhandlungen.
Wie verſchiedene Blätter aus Warſchan melden, hat

das polniſche Kabinett beſchloſſen, dem Antrag der
Sowjetregierung ſtattzugeben und unverzüglich in
Minfk die Friedensverhandlungen aufzunehmen. Die
polniſche Regierung iſt bereit, eine Friedensdelegation
nach Minſk zu entſenden für den Fall, daß die Sowjet
regierung ihr eine ungeſtörte Telegraphen- und Tele
phonleitung im Verkehr mit der Delegation zur Ver
fügung ſtellt.

Polniſche Sozialiſten gegen die Volſchewiſten.

WTVB. berichtet. Nach einer r e Mel
dung hat das Zentralkomitee der polniſchen Sozia
liſten den Beſchluß der Parteileitung, ſich an einer
Koalitionsregiernng für nationale Verteidigung zu be
teiligen, gutgeheißen. Das Komitee fordert in einer
öffentlichen Erklärung zum Widerſtand gegen den bolſche
wiſtiſchen Einfall in Polen auf.

Flucht aus Warſchan.
Flucht ans Warſchan.

Berlin, 6. Aug. Wie der „Lok.-Anuz.“ meldet,
haben die polniſche Regierung und die Entente Vertreter
Warſchau verlaſſen und befinden ſich auf dem Wege nach
Krakau. Jn Warſchan herrſche Panikſtimmung und man
fürchtet, daß die Räterepublik einziehen werde. Es ſei
mit dem Eintreffen der ruſſiſchen Kavallerie vor der
Stadt in den nächſten Stunden zu rechnen. Laut „Berl
Tagebl.“ iſt es den Ruſſen gelungen, die neue polniſch
Frontlinie Oſtrolenka-Oſtrow--Bug an der Nordflank(
zu umgehen. Die Polen würden dadurch gezwungen,
ſich auf die Weichſel zurückzuziehen.

Paris, 6. Aug. (Hollandſch Nieuwsbureau.) Nach einer
Meldung des „Temps“ wird Warſchanu geräumtwerden,
wenn die polniſchen Truppen nicht zu einer Gegenoffenſive im
ſtande ſein ſollten. Die polniſche Regierung ſei feſt entſchloſſen
den Kampf weiterzuführen und den Sitz der Regierung weiter n a ch
dem Weſten zu verlegen, um von dort aus die Verteidigung zu
leiten. Der neue Sitz der Regierung würde in dieſem Falle nicht
Poſen ſein, weil dieſe Stadt eine ſo große deutſche Bevölkerunq9
aufweiſt.

Foch nach Warſchau.
Die „Voſſ. Ztg.“ gibt eine Meldung der Kopen

hagener „Nationaltidende“ wieder, daß im Zuſammen
hang der Verhandlungen der Alliierten über eine Jnter-
vention in Polen Marſchall Foch nach Warſchan reiſen
ſoll.

Preſſeſtimmen zur öſtlichen Lage.
Der „Vorwärts“ ſchreibt: „Frankreich drängt mit

allen Kräften auf einen offenen, Krieg mit Ruß-
land hin. Hierbei ergibt ſich die für Deutſchland über
aus ernſte Frage, auf welchem Wege der Trans-
port der polniſchen Entlaſtungsarmee bewerkſtelligt wer
den ſoll. Der Danziger Korridor iſt bereits von der
Bolſchewiſtenarmee bedroht. Es bliebe alſo nur noch
ein Transport auf dem langwierigen Seewege über die
Adriahäfen durch Oeſterreich und Ungarn oder aber
über Deutſchland. Die deutſche Regierung hat
zwar ſtrikte Neutralität erklärt. Aber im beſetzten Ge
biet rechts des Rheins finden, wenn die Meldungen
richtig ſind, bedenkliche Truppenanſammlungen ſtatt.
Nach einem bisher unverbürgten Gerücht hat Frankreich
ſogar eine nicht unbeträchtliche Eiſenbahnerreſerve im
beſetzten Gebiet konzentriert, die gegebenenfalls die
Truppentransporte durch Deutſchland zu bewerkſtelligen
hätte. Wir wiſſen nicht, inwieweit dieſe Meldungen mit
den Tatſachen übereinſtimmen. Daß die Lage aber nicht
ohne Ernſt iſt, geht aus den Mitteilungen des Miniſters
des Auswärtigen in der letzten Reichstagsſitzung her
vor.“

„Frankfurter Ztg.“: „Für Deutſchland kann es nur
eine Politik geben, mit Händen und Zähnen ſich dagegen
zu ſträuben, daß wir in der einen oder anderen Geſtalt
in dieſen Krieg hineingeriſſen werden, der unſer Vater-
land vollends in eine Ruine verwandeln könnte. Aber
das Entſetzliche iſt, daß wir nur noch ſehr bedingt Herren
unſerer Geſchicke ſind.“

„Voſſiſche Ztg.“: „Es unterliegt gar keinem Zweifel,
daß die deutſche Regierung verpflichtet iſt, ihre Neutrali-
tät im ruſſiſchpolniſchen Krieg unbedingt aufrecht



uerhalten. Da kann die Frage, ob dieſe NeutraliFroht iſt, nach den vorhandenen
Tatſachen, nicht aber nach den umlaufenden wilden Ge-
rüchten beantwortet werden. Dieſen Gerüchten, ſolange
ſie jeder Begründung entbehren, nachdrücklich entgegen-
zutreten, würde eine Pflicht der Regierung
ſein.“

„Berliner Tageblatt“: „Die Entente und die krieg-
führenden Mächte im Oſten dürfen keinen Augenblick im
Zweifel darüber gelaſſen werden, daß das geſamte
Volk in dieſer Frage geſchloſſen hinter
der Reichsregierung ſteht.“

Internationgler 60ialiſtenkongreß.

Gewerkſchaftliche Blockade gegen den Krieg.
Die Entſchließung über den Frieden und Völkerbund

hat ihre endgültige Faſſung in einem Unterausſchuß
erhalten, dem folgende Genoſſen angehörten: Vliegen
(Holland), Vorſitzender, Lafontaine (Belgien), Bericht
erſtatter, Hill und Roden Burton (England), Aubriot
(Frankreich), Stampfer (Deutſchland) und Troelſtra
(Holland). Schwierigkeiten, die aus der Notwendigkeit
entſtanden, verſchiedene Vorſchläge zuſammenzufaſſen,
waren rein techniſcher Natur. Es gab keine ſach-
lichen Meinungsverſchiedenheiten. Die
Anregung Troelſtras, die Kritik der Friedensverträge zu
verſchärfen und gegen imperialiſtiſche Abenteuer die
Maſſen ſelbſt aufzurufen, fand allgemeine
Zuſtimmung und bei den Engländern energiſche
Förderung.

Zu dieſen Abenteuern wird insbeſondere auch die
Verletzung der deutſchen Neutralität imruſſiſch-poiniſhen Kriege und die Beſetzung des
Ruhrreviers gerechnet. Damit haben die Sozia-
liſten Weſteuropas eine große Verpflichtung auf ſich
genommen, auch die ſozialiſtiſche Partez Frankreichs
kann ſich ihr nicht entziehen, nachdem ſie von der am
weiteſten rechtsſtehenden franzöſiſchen Sozialiſtengruppe
anerkannt worden iſt. Dieſelbe Verpflichtung gut ſelbſt
verſtändlich auch für die Deutſchen, ſofern es ſich darum
andelt, die Jntervention fremder Regierungen in

Rußland zu verhindern. Der engliſche Text nennt die
anzuwendenden Mittel „political and industrial“, der
Sinn von induſtrial liegt zwiſchen „gewerkſchaftlich“
und „wirtſchaftlich“. Gemeint iſt die gewerkſchaft-
liche Blockade, die Behinderung von Transporten,
die Weigerung, Kriegsmaterial herzuſtellen, unter Um-
ſtänden der Generalſtreik.

Internationgler Vergarheiterlongreß.

Debatte über Arbeitszeit und Lebensbedingungen.
Genf, 4. Aug. (WTB.) Der Internationale Berg-

arbeiterkongreß hat heute vormittag die Ausſprache über
Lebens verhältniſſe und Arbeitsbedin-gungen der Bergarbeiter in den verſchiedenen Län-
dern fortgeſetzt. Dabei klagte der ſloweniſche Delegierte
Tobal darüber, daß die Belgrader Regierung anſcheinend
beabſichtige, die Arbeitszeit zu verlängern und
zeitig die Löhne abzub-auen. Man habe die Berg-
arbeiter ſogar ſchon aufgefordert, von ſich aus die Löhne
herabzuſetzen. Demgegenüber wies der belgiſche Dele-
gierte Delcotte auf die Lage der belgiſchen Berg-
arbeiter hin, die ſich bedeutend verbeſſert habe.
Payer (Ungarn) ſprach über die Kohlenverſorgung ſeines
Landes und betonte, daß die Bergwerke mit ihren 25 000
Arbeitern den Kohlenbedarf ihres eigenen Landes bei
weitem nicht decken könnten. Sodann forderte Payer zu
tatkräftigem Auftreten gegen den weißen
Terrorin Ungarn auf. Die Arbeiter, die wohl in
großer Mehrheit gegen die Rätediktatur geweſen ſeien,
befänden ſich jetzt zu Hunderttauſenden in
Jnternierungslagern und Gefängniſſen.
Von demokratiſchem Syſtem, von Preſſe- und Redefrei-
heit könne in Ungarn gar keine Rede ſein. Die Regie-
rung wolle die Arbeitszeit auf 12 Stunden verlängern
und die Löhne abbauen. Er rufe die Internationale zum
Kampfe gegen den weißen Terror auf. Der franzöſiſche
Delegierte Bartuil kam nochmals auf die Forderung
der deutſchen Delegation, die Arbeitszeit auf ſechs
Stunden feſtzuſetzen, zurück und betonte, daß die Forde-
rung für die franzöſiſche Bergarbeiterſchaft unan-
nehmbar ſei. Der Vorſchlag, dieſe Frage als Sonder-
frage zu behandeln, wurde vom Generalſekretär Hodge
unterſtützt. Sodann vertagte ſich die Konferenz auf
morgen vormittag.

Genf, 5. Aug. Jm Jnternationalen Bergarbeiter-
kongreß wurde eine Entſchließung angenommen, in der

Romed umd Fulig uuf dem Dorfe.
Erzählung von Gottfried Keller.

(12. Fortſetzung.)
Sie ſtanden wie verſteinert, und Marti ſtand erſt auch

da und beſchaute ſie mit böſen Blicken, bleich wie Blei;
dann fing er fürchterlich an zu toben in Gebärden und
Schimpfworten und langte zugleich grimmig nach dem jungen
Burſchen, um ihn zu würgen; Sali wich aus und floh einige
Schritte zurück, entſetzt über den wilden Mann, ſprang aber
ſogleich wieder zu, als er ſah, daß der Alte ſtatt ſeiner
nun das zitternde Mädchen faßte, ihm eine Ohrfeige gab, daß
der rote Kranz herunterflog, und ſeine Haare um die Hand
wickelte, um es mit ſich fortzureißen und weiter zu miß-
handeln. Ohne ſich zu beſinnen, raffte er einen Stein auf
und ſchlug mit demſelben den Alten gegen den Kopf, halb
in Angſt um Vrenchen und halb im Jähzorn. Marti taumelte
erſt ein wenig, fank dann bewußtlos auf den Steinhaufen
nieder und zog das erbärmlich ſchreiende Vrenchen mit. Sali
befreite noch deſſen Haare aus der Hand des Bewußtloſen
und richtete es auf; dann ſtand er da wie eine Bildſäule,
ratlos und gedankenlos. Das Mädchen, als es den wie tot
daliegenden Vater ſah, fuhr ſich mit den Händen über das
erbleichende Geſicht, ſchüttelte ſich und ſagte: „Haſt du ihn
erſchlagen Sali nickte lautlos, und Vrenchen ſchrie: „O
Gott, du lieber Gott! Es iſt mein Vater! Der arme Mann!“
und ſinnlos warf es ſich über ihn und hob ſeinen Kopf auf,
an welchem indeſſen kein Blut floß. Es ließ ihn wieder
ſinken! Sali ließ ſich auf der anderen Seite des Mannes
nieder, und die beiden ſchauten ſtill wie das Grab und mit
erlahmten regloſen Händen in das lebloſe Geſicht. Um nur
etwas anzufangen, ſagte endlich Sali: „Er wird doch nicht
gleich tot ſein müſſen? Das iſt gar nicht ausgemacht!“
Vrenchen riß ein Blatt von einer Klatſchroſe ab und legte

der Kongreß ſich für den Sechsſtundentag der Berg-
arbeiter ausſprach, und zwar der Untertagacbeiter.
Ferner erklärte er ſich bereit, dem Verſuch der Verlänge-
rung der Arbeitszeit mit allen internationalen Mittelny
Widerſtand zu leiſten.

Aus Amſterdam wird gemeldet: „Wie „Het Volk
erfährt, beabſichtigt der Internationale Gewerkſchafts-
bund im Laufe des November einen außer-
ordentlichen Kongreß einzuberufen, der wahr-
ſcheinlich in Brüſſel abgehalten werden ſoll.

Die Arbeit in Zittan wieder aufgenommen.
Zittan, 5. Aug. Die Arbeit iſt heute früh in allen

Betrieben wieder aufgenommen worden. Der Regie-
rungskommiſſar hat verſprochen, daß nach Wiederauf-
nahme der Arbeit die Reichswehr und die fremde Landes-
ſicherheitspolizei Zittau wieder räumen werden. Ueber
den Bezirk Löbau iſt der Ausnahmezuſtand bereits auf-
gehoben worden.

Der Streik der pommerſchen Elektrizitätsarbelter.

WTVB. Swinemünde, 5. Auguſt. Der Streik der Be-
amten und Arbeiter der Ueberlandzentrale Stral-
ſund ſowie der Betriebswerke Swinemünde
dauert im vollen Umfange an, ſo daß ganz Vorpommern
ohne Licht und Kraft iſt. Der Aufſichtsrat der Ueberland-
zentrale hat in den bisherigen Verhandlungen die Gehalts-
und Lohnerhöhungen, die angeſichts des günſtigen Abſchluſſes
bei der Generalverſammlung gefordert wurden, abgelehnt.
Die Badeorte haben unter dem Streik ſehr zu leiden. Die
Zeitungen können noch immer nicht erſcheinen. Die Arbeiter
des Waſſerwerkes Swinemünde ſtreiken nicht. Der Betrieb
wird aufrechterhalten, ſo daß Swinemünde wieder Trink-
waſſer hat. Dagegen ſind die Nachbarorte Heringsdorf uſw.
ohne Waſſer. Jm allgemeinen iſt die Lage ruhig. Nur in
Swinemünde kam es geſtern zu Lebensmittelunruhen, in
deſſen Verlauf die Demonſtranten in die Konditoreien ein
drangen und Kuchen zu niedrigeren Preiſen verkauften.
Ernſte Zwiſchenfälle haben ſich nicht ereignet.

Ein Schmutzartikel gegen den Reichspräſidenten.

Den „P. P. N.“ wird von zuſtändiger Stelle geſchrie-
ben: Die berüchtigte Berliner Wochenſchrift „Freie
Preſſe“ bringt in ihrer heutigen Nummer neben anderen
Schmutzartikeln an leitender Stelle einen Artikel „Reichs-
präſident Eberts Nichte als Schönheitstänzerin“, in dem
behauptet wird, daß eine 16 jährige Nichte des Reichs-
präſidenten als Schönheitstänzerin in Berliner Ver-
gnügungslokalen auftrete. Selbſtverſtändlich iſt an
dieſer Geſchichte ebenſo wie an anderen gleicher Art kein
wahres Wort. Der Herr Reichspräſident hat Straf-
antrag gegen das Blatt geſtellt.

Die Partei der Phrafen- und Maulhelden.
In der Tilſiter „Volksſtimme“, unſerem dortigen

Parteiorgan, beſchäftigt ſich Jacob Altmaier mit dem
Fall Wendelin Thomas. Seine Ausführungen über die
geiſtige Verwahrloſung in der Unabhängigen Part-i
ſind ſo treffend, daß wir ſie unſern Leſern nicht vorent-
halten wollen. So ſchreibt er u. a.:

„Um dieſelbe Zeit, da ein Ströbel aus der Unabhän-
gigen Partei herausgejagt wird, und gegen Kautsky das
Ausſchlußverfahren beantragt iſt, ſitzt der ehrenwerte
Wendelin Thomas immer noch als Abgeordneter in den
Reihen der U. S. P. und nur der Vorſtand der Bayeri-
ſchen unabhängigen Partei hat ihn ergebenſt erſucht, bis
zum Abſchluß der Unterſuchung ſeine Ehrenämter nieder-
zulegen.“

Und weiter:
„Am 13. Januar wurde Hugo Heimann, einer der

treueſten Diener der arbeitenden Klaſſen, vor dem
Reichstag von oben bis unten mit Kot beworfen, weil er
der alten Partei treu geblieben iſt. Der Schlafburſche
der Schröder-Mahnke aber feierte in den Verſammlungen
der U. S. P. Triumphe, weil er ſich radikal gebärdete.
Und ſo iſt dieſer Wendelin Thomas ein Typ in der unab-
hängigen Partei, der in einer Bewegung gedeihen muß,
in der die Phraſe herrſcht, und in der die Urteilsfähigen
aus Feigheit die Wahrhrit nicht bekennen, wenn ſie
es aber tun, hinausgeſchmiſſen werden. Das iſt das
Unglück der ſozialiſtiſchen Bewegung in Deutſchland,
daß die Maulhelden und Nichts wiſſer bei der
zweitſtärkſten Partei die Oberhand haben, und aus
Angſt vor ihnen und um der Agitation willen die
Hilferding, Breitſcheidt und Dittmann dem Proletariat
die Grenzen ſeiner Macht verſchweigen. Jn einer ſolchen
Partei iſt es kein Wunder, wenn die Wendelin Thomas
wie Unkraut gedeihen, wenn, wie in Oſtpreußen, unab-

es auf die erblaßten Lippen, und es bewegte ſich ſchwach.
„Er atmet noch,“ rief es, „ſo lauf doch ins Dorf und hol
Hilfe Als Sali aufſprang und laufen wollte, ſtreckte es ihm
die Hand nach und rief ihn zurück: „Komm aber nicht
mir zurück und ſage nichts, wie es zugegangen, ich werde
auch ſchweigen, man ſoll nichts aus mir herausbringen!“
ſagte es, und ſein Geſicht, das es dem armen ratloſen
Burſchen zuwandte, überfloß von ſchmerzlichen Tränen.
„Komm, küß mich noch einmal! Nein, geh, mach dich fort!
Es iſt aus, es iſt ewig aus, wir können nicht zuſammenkom-
men!“ Es ſtieß ihn fort, und er lief willenlos dem Dorfe
zu. Er begegnete einem Knäbchen, das ihn nicht kannte;
dieſem trug er auf, die nächſten Leute zu holen, und be-
ſchrieb ihm genau, wo die Hilfe nötig ſei. Dann machte
er ſich verzweifelt fort und irrte die ganze Nacht im Gehölze
herum. Am Morgen ſchlich er in die Felder, um zu erſpähen,
wie es gegangen ſei, und hörte von frühen Leuten, welche
miteinander ſprachen, daß Marti noch lebe, aber nichts von
ſich wiſſe, und wie das eine ſeltſame Sache wäre, da kein
Menſch wiſſe, was ihm zugeſtoßen. Erſt jetzt ging er in die
Stadt zurück und verbarg ſich in dem dunklen Elend des
Hauſes.

Vrenchen hielt ihm Wort; es war nichts aus ihm heraus-
zufragen, als daß es ſelbſt den Vater ſo gefunden habe,
und da er am anderen Tage ſich wieder tüchtig regte und
atmete, freilich ohne Bewußtſein, und überdies kein Kläger
da war, ſo nahm man an, er ſei betrunken geweſen und auf
die Steine gefallen, und ließ die Sache auf ſich beruhen.
Vrenchen pflegte ihn und ging nicht von ſeiner Seite, außer
um die Arzneimittel zu holen beim Doktor und etwa für
ſich ſelbſt eine ſchlechte Suppe zu kochen; denn es lebte
beinahe von nichts, obgleich es Tag und Nacht wach ſein
mußte und niemand ihm half. Es dauerte beinahe ſechs
Wochen, bis der Kranke allmählich zu ſeinem Bewußtſein
kam, obgleich er vorher ſchon wieder aß und in ſeinem

ängige Mitglieder von den Polen gekauft werden kdrBann Lin gegen Deutſchland zu hetzen, wenn in den be

ſetzten Gebieten des Weſtens franzöſiſches Geld mehr aleinmal ſeinen klingenden du geltend macht. So
lange die Phraſen und der Mangel an perſönlichem Muf
die hervorſtechenſten Merkmale der unabhängigen Parte
ſind, und dadurch der Zuſammenſchluß der Arbeiterſchaft
verhindert wird, ſolange braucht dem Kapitalismus und
den bürgerlichen Parteien nicht a zu ſein. Wir
fürchten, Wendelin der Erſte wird nicht der Letzte ſein

Deutſcher Reichstag.

Das Entwaffnungsgeſetz angenommen.
19. Sitzung. Donnerstag, 5. Auguſt, 10 Uhr.

Am Regierungstiſch: Fehrenbach, Simons, Heinze, Koch.
Dritte Leſung des Entwaffnungsgeſegtzes.

Die Sozialdemokraten haben ihre Anträge aus der zweite
Leſung wieder eingebracht, wonach ausdrücklich feſtgeſtellt werde
ſoll, daß nur die Reichswehr und die zum a berech
tigte Berufspolizei von der Ablieferungspflicht befreit ſein ſoll.

Demgegenüber liegt ein Antrag der Regierungsparteien vor
den in der zwelten Leſung geſtrichenen S 9, wonach der Reichs
kommiſſar auch andere beſondere Organiſationen zur Durchführung
ſeiner Aufgaben heranziehen oder ſchaffen kann, wieder einzu
ſtellen. Ferner beantragen die Regierungsparteien folgenden
neuen S 9a: Der Reichskommiſſar hat das Recht, die Abgabe eides,
ſtattlicher Verſicherungen innerhalb der feſtgeſetzten Friſt über

r oder über den Beſitz und den Verbleib von
Waffen oder Munitionslagern allgemein oder im Einzelfalle bei
der von ihm zu bezeichnenden Behörde zu verlangen.

Abg. Dr. Roſenfeld (U. S.) legt noch einmal den ah-
lehnenden Standpunkt ſeiner Partei dar und weiſt darauf
hin. daß die deutſche Arbeitéärſchaft unter keinen Umſtänden
dulden werde, daß Ententetruppen u Kampf gegen die
Sowietregierung durch Deutſchland h T 1 rt würden,

Die Unaufmerkſamkeit des Hauſes iſt ſo groß, daß der
Präſident wiederholt zur Ruhe mahnen muß.

Hierauf hielt der Mniſter des Aeußern die an anderer Stell
wiedergegebene Rede.

Abg. Stelling (Soz.): Die Sozialdemokratiſche Partei iſt der
Meinung, daß die Not wendigkeit des Geſetzes im Friedensvertrag
von Verſailles und dem Abkommen von Spa begründet liegt. Die
Unabhängigen ſollten ſich die Frage vorlegen, ob ſie n'cht auch
dieſem Geſetz zuſtimmen müſſen, denn beſonders jeder Arbeiter
vertreter hat ein Jntereſſe daran. Wir haben alles getan, um da
Geſetz ſo zu geſtal'en, daß es kein Ausnahmegeſetz wird, aber wir
können nicht die Verantwortung übernehmen, daß durch ein Scheb
tern des Geſetzes das Abkommen von Spa verletzt würde. (VBei
fall.) Die Schaffung des parlamentariſchen Beirats wird be
ſeeg dazu beitragen, eine unparteiiſche Handhabung zu gewährt.
leiſten.

Abg. Frau Zetkin (Komm.) lehnt die Vorlage als Aus
nahmegeſetz gegen die Arbeiter ab.

Abg. Leicht (Bayr. Vpt.): Unſere Bedenken haben ſiq
im Laufe der Verhandlungen noch verſchärft. Wir lehnen
das Geſetz ab.

Abg. Burlage (Ztr.) bedauert dieſe Erklärung undſpricht ſeine Befriedigung aus, daß jetzt noch eine breiten

Baſis für die Annahme der Vorlage vorhanden ſei.
Minifter Koch erklärt, daß eine Organiſation nicht in

Einklang mit den Abmachungen von Spa ſtehe und von der
Regierung nicht anerkannt werde. t

Zu 81 wird ein Zuſatz angenommen, wonach von der
Waffencblieferung nur die Reichs wehr und
die zur Ausübung ihres Berufs mit Waffenverſehene Beamtenſchaft befreit iſt.

Die Beſtimmung des S 2, nach der der Reichskommiſſat
feſtſetzt, welche militäriſchen und polizeilichen Organiſationen
von der Ablieferungspflicht befreit ſind, wird abgelehnt.

Gemäß S 6a bekommt der Reichskommiſſar einen von
Reichstag gewählten Beirat von 15 Perſonen.

Der geſtrichene S. 9 über die Befugniſſe des Reichskom
miſſars wird in der Faſſung angenommen, daß er Beſtim
mungen über Quartierleiſtungen und Naturalleiſtungen für
die Sicherheitspolizei und andere von ihm herangezogen
Hilfskräfte zu erlaſſen hat. Das Recht des Reichskom
miſſars, die Abgabe eidesſtattlicher Verſiche
rungen zu verlangen. wird ebenfalls wiederhergeſtellt.

Jn der Geſamtabſtimmung wird darauf das Entwaffnungs
geſetz in dritter Leſung gegen die Stimmen der Unabhängige
und einiger Deutſchnationalen (Dr. Röſicke, v. Graefe, Oberfohrel
uſw.) angenommen.

Präſident Löbe teilt darauf dem Hauſe mit, daß um 1 Uhr
der Ael!eſtenausſchuß zuſammentreten wird, um über die neue Lage

zu beraten. Er kündigt eine neue Erklärung des Außen-
miniſters Dr. Simons an. (Bewegung.)

Das Haus tritt dann in die Fortſetzung der Beſprechung det
Interpellation über die

Erwerbsloſenfürſorge
ein.

Bette ziemlich munter war. Aber es war nicht das ald
Bewußtſein, das er jetzt erlangte, ſondern es zeigte ſiq
immer deutlicher, je mehr er ſprach, daß er blödfinnig ge
worden, und zwar auf die wunderlichſte Weiſe. Er erinnert
ſich nur dunkel an das Geſchehene und wie an etwas ſeht
Luſtiges, was ihn nicht weiter berührte, lachte immer wie
ein Narr und war guter Dinge. Noch im Bette liegen
brachte er hundert närriſche, ſinnlos mütwillige Redensarten
und Einfälle zum Vorſchein, ſchnitt Geſichter und zog ſiqh
die ſchwarzwollene Zipfelmütze in die Augen und über die
Naſe herunter, daß dieſe ausſah, wie ein Sarg unter einen
Bahrtuch. Das bleiche und abgehärmte Vrenchen hörte ihn
geduldig zu, Tränen vergießend über das törichte Weſen,
welches die arme Tochter noch mehr ängſtigte, als die frü
here Bosheit; aber wenn der Alte zuweilen etwas gar zu
Drolliges anſtellte, ſo mußte es mitten in ſeiner Qual laut
auflachen, da ſein unterdrücktes Weſen immer zur Luſt auf
zuſpringen bereit war, wie ein geſpannter Bogen, worauf danr
eine um ſo tiefere Betrübnis erfolgte. Als der Alte abet
aufſtehen konnte, war gar nichts mehr mit ihm anzuſtellen;
er machte nichts als Dummheiten, lachte und ſtöberte um de
Haus herum, ſetzte ſich in die Sonne und ſtreckte die Zunge
heraus oder hielt lange Reden in die Bohnen hinein.

Um die gleiche Zeit aber war es auch aus mit den we
nigen Ueberbleibſeln ſeines ehemaligen Beſitzes und die Un
ordnung ſo weit gediehen, daß auch ſein Haus und der letzte
Acker, ſeit geraumer Zeit verpfändet, nun gerichtlich verkauft
wurden. Denn der Bauer, welcher die zwei Aecker des Manj
gekauft, benutzte die gänzliche Verkommenheit Martis und
ſeine Krankheit und führte den alten Streit wegen de
ſtreitigen Steinfleckes kurz und entſchloſſen zu Ende, und
der verlorene Prozeß trieb Martis Faß vollends den Boden
aus, indeſſen er in ſeinem Blödſinne nichts mehr von dieſer
Dingen wußte.
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ganzen deutſchen Volkes iſt geſunken.
nichts daran, daß ſich die Arbeiter relativ beſſer ſtehen als
viele andere Volkskreiſe, z. B. die meiſten Beamten und
Akademiker. Ein
nern iſt bezüglich der Arbeitsſoſenunterſtützung nicht er
forderlich, weil in der Tat nach ſtatiſtiſchen Feſtſtellungen
der Nahrungshbedarf der Frau im Durchſchnitt geringer iſt
als der des Mannes.
der Kurzarbeiter wollen wir durch eine anteilige Zumeſſung
des Unterſtützungsſatzes entgegenkommen.
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Abg. Andrs (Ztr.) fürchtet im Gegenſatz zum Arbeits-
niniſter, daß die Kriſis lange dauern wird, pflichtet aber
ollkommen ſeinem Appell an die Unternehmer bei, die ſich

ſetzt mehr als je ihrer nationalen Pflicht bewußt ſein ſollen
und keinen Arbeiter ohne zwingende Not entlaſſen dürften.

Abg. Lambach (Dn.): Der Mangel an Brenn- und aus
ſändiſchen Rohſtoffen iſt der Grund der Arbeitsloſigkeit.
durch die Schwankungen der Valuta ſind alle wirtſchaft
ichen Grundlagen erdbebenartig erſchüttert. Wir ſind zu
einem ArbeitnehmerVolk geworden ſegte den Arbeit-
gebern Völkern der Entente.n Um die deutſche Arbeit nichtu ſchädigen, wird man mit Einfuhrbewilligungen für aus-ündiſche Fertigfabrikote vorſichtig ſein müſſen.

Das Realeinkommen des
Das ändert aber

Arbeitsminiſter Brauns:

Eine Gleichſtellung der Frauen mit den Män-

Den Wünſchen der Linken bezöglich

Die deutſcheKohlen wirtſchaft ſoll planmäßig geſteigert
werden. Bezüglich der Sozialiſierung ſtehen wir
auf n der Beſchlüſſe des Reichswirtſchaftsrates

uli.
Abg. Molkenhauer (D. Vpt.): Jn dem Antrage der Un-

abhängigen ſind Geſichtsvunkte enthalten, über die ſich dis-
kutieren läßt. Jedenfalls ſind wir dagegen, daß die Ar-
heitsloſennnterſtützung wahſlos gezahlt werde. Die Arbeits-
loſenunter ſtützung darf ſchließlich nicht zu einer Ausbeutung
durch die Arbeiter ſelbſt worden.

Abg. Erkelei. z (Dem.): Bei der Arbeitsloſenunterſtüßung
würde zu erwägen ſein. inwieweit ſie unmittelbar in Natu-
ralien geleiſtet werden kann. Jn den Ausbau des Arbeis-
nochweiſes darf man nicht allzu große Hoffnungen ſetzen.
Wir hoffen. daß der Sozialpolitiſche Ausſchuß für die Ar-
beitsloſenfürſorge brauchbare Richtlinien aufſtellen wird.

Abg. Jaud (Bayr. Vpt. tritt insbeſondere für das
Handwerk ein. dem aus den Reichsbetrieben mancherlei un-
liehſome Wettbewerbe erwachſen. Der Arhßeitsloſigkeit
müßte man Herr zu werden voerſuchen, ſonſt ſei eine wirt-
ſchaftliche Kataſtrovhe unohbwendhar.

Abg Kaiſer (Soz.): Die Zußſcherungen des Miniſters
haben nicht die Trogweite, um Miſſionen von Menſchen zu
herubigen. Der Redner wendet ſich dann den Nngriffen
auf den Achtſtundentag zu. Jn der verkürzten Arbeitszoeft
läge die Sewöhr für die Steigerung der Arbeitsintenßtät.
durch die Verlängerung der Arheitszeit würde nur das Heer
der Arbeitsloſen vermehrt. Die Hauntſache iſt die Beozaß-
lung der Arßeit, denn fede Mark, die die Arbeitsloſigkeit
verſchlingt. iſt unrettbar verloren.

Abg. Frau Zetkin (Komm.) tritt für die Glefſchſtellung
der Frauen mit den Männern in der Höhe der Unter-
ſtützungsſumme ein.

Abg. Malkahßn (A. S.): Der Motor des wirtſchaftlichen
Lebens iſt nicht der Kavitalismus. ſondern die Volfskraft.
Die kavitaliſtiſche Wirtſchaft iſt unfähig, den eigenen Volks-
bedarf zu decken.

Arbeitsminiſter Brauns: Das Reich wird 35 Miſlionen
Mark für diefenigen dauernd Erwerbslaſen zur Verffſonng
ſtellen, die Angehörige zu verſorgen haben. Dieſe 35 Mil-
lionen werden den einzelnen Ländern zur Verteilung ühboer-
wieſen, in der Voronsſetzung. daß auch ſie noch einen Zu-
u gewähren. ſo daß man im ganzen zu einem Fonds von
60 Miſlionen kommt.

Ein Schlußantiag wird angenommen.
Der Antrag der Ungahbhängigen wird dem

Volkawirtſchaftesgusſchuß ſherwieſen.
Nräſident Loehe erbiftet und erbölt die Ermächtienng

den Tog und die Tagesordnung der vöchſten Sitzung ſelber
z beſtimmen. Er bofft. daß die Ereigniſſe ienſeits der
Gronze, die Beratungen in Genf und die inneren Poerböſt-
niſſe es nicht nötig machen werden. den Peſchstag früßber
einzuberufen, als in normalen Zeften üblich ſei. Er wünſcht

den Mitoliedern eine gute Erholung.
Schluß 434 Uhr.

c

Der Reichstag bis Mitte Mtoßer vertagt.
Der Aelteſtenrat des Reichstages trat hente

mittge nochmals zu einer Sitzung zuſammen. um die
Geſchäftslage zu beſprechen. Dem Antrag wonach der
Reichstag infolge der geſpannten volitiſchen Lage weiter
verſammelt bleiben ſollte, wurde nicht entſvrochen.
Fs bleibt vielmehr dabei. daß der Reichstag heute ſeine
Beratungen zum N ſchluß bringt und ſich bis Mitte
Oftober vertagt. Sollten jedoch volitiſche Ereigniſſe es
erfriderlich wachen, ſo iſt Vorſorge getroffen, daß der
e hetag auch jederzeit früher zuſammentreten

aunn

Ne pveueſte Auggeſtoltung der Fnhalſden-

und Hinterbliebenen Verſicherung

Nenerdings ſind wieder zwei wichtige Veränderun-
en auf dem Gebiete der Jnvaliden- und Hinter-
kliebenenverſicherung vorgenommen worden eine Er-
höhung der Renten, die am 1. Inli 1920 in Kraft trat,
und eine Hinaufſetzung der Verſicherungsbeiträge die
wit dem kommenden 1. Auguſt eintreten wird. Beide
Maßnahmen haben den Zweck, die Vexrſicherungseinrich-
tungen weiter den veränderten wirtſchaftlichen Verhält-
niſſen, insbeſondere der fortſchreitenden Geldentwertung
anzupaſſen. Kann man doch mit Recht behaunpten, daß
beiſielsweiſe die Leiſtungen der Invaliden und Hin-
terbliebenenverſicherung am kärglichſten ſind und ſchon
in Friedenszeiten nicht entfernt zur Beſtreitung des
ebensunterhalts eines Rentenempfängers hinreichten.

eſchweige denn jetzt!
Nach einem eben erſchienenen Bericht des Reichsver

ſcherungsamts betrug im ganzen Reich der durchſchnitt
iche Jahresbetrag einer Jnvalidenrente einſchließlich
der Kinderzuſchüſſe 199 Mk., einer Krankenrente (für
vorſibergehend, gber länger wie 26 Wochen Erwerbs-
unfähige) 200 Mk., einer Altersrente 176 Mk., einer Wit-
wenrente 84 Mk., einer Waiſenrente für einen Waiſen-
ſtamm 93 Mk. und für eine einzelne Waiſe 42 Mk.

egen der Unzulänglichkeit der Beträge kam man dazu,
vom Jahre 1918 an Teuerungszulagen zu zahlen. Sie
tagen jetzt zuletzt für eine Jnvaliden-, Kranken und
Altersrente 20 Mk. und für eine Witwenrente 19 Mk.

Trotz aller dieſer Zulagen b trägt auch heute eine Jnva-
liden- und Krankenrente noch nicht einmal 47 Mk. im
Monat! Die Zulagen werden zuſammen mit der Rente
monatlich im vorgus gezahlt. Die Zulage fällt weg,
wenn der Anſpruch auf Rente zum vollen Betrage ruht
oder wegfällt.

Mit der Erhöhung der Zulagen iſt eine Beſchränkung
des Kreiſes der empfangsberechtigten Perſonen ver-
knüpft worden. Die Zulagen erhalten nämlich nicht
Rentenempfänger, die auch auf Grund der Militärver-
ſorgungsgeſetze eine Rente für Minderung der Erwerbs-
fähigkeit um mehr als zwei Drittel oder eine Hinter-
bliebenenrente beziehen. Weiter wird ſie nicht Aus-
ländern gezahlt, die ſich im Ausland aufhalten und eben-
falls nicht Gemeinden, Armenverbänden uſw., welche die
Renten im Wege der Erſatzanſprüche erhalten. Die Zu-
lagen bilden einen Teil der „Gemeinlaſt“ der Jnvaliden-
verſicherung, das heißt, ſie werden von allen Verſiche-
rungsanſtalten aus dem gemeinſamen Vermögen ge-
tragen. Das nähere regelt das Reichsverſicherungsamt.

Es waren bei der Reichsregierung Anträge auf eine
viel weitergehende Erhöhung der Renten auch von
den Verſicherungsanſtalten ſelbſt eingegangen, doch
ſind ſie leider mit Rückſicht auf unſere wirtſchaftlichen
Verhältniſſe abgelehnt worden.

Die Beitragserhöhung macht ſich notwendig, weil die
Verſicherungsträger infolge der durch die Kriegs-
wirkungen eingetretenen großen Rentenvermehrung
ungeheuere Laſten zu tragen haben. Jm Jahre 1919
mußten die meiſten Verſicherungsanſtalten aus ihren
Vermögensbeſtänden erhebliche Zuſchüſſe zu den laufen
den Ausgaben machen. Würde hier nicht eingegriffen,
ſo würden viele Verſicherungsanſtalten dem Bankerott
entgegengehen. Große Aufwendungen bringen vor allem
die ſtark vermehrten Krankenrenten (für die Kriegsbe-
ſchädigten), die zahlreichen Waiſenrenten uſw. Die Ver-
ſicherungsanſtalten erſuchten in einer Eingabe um eine
Vermehrung der Lohnſtufen. Sind doch gegenwärtig inder Jnvalidenverſicherung nur fünf Lohnklaſſen vor
handen, die höchſte umfaßt alle Arbeitsverdienſte mit
mehr als 1150 Mark jährlich. Die Anfügung weiterer
Klaſſen mit entſprechend geſtaffelten Beiträgen würde
eine große Mehreinnahme bringen. Das hat die Reichs-
geſetzgebung zunächſt nicht getan, weil eine ſolche Ge-
ſetzesänderung viel Vorarbeiten erfordert und auch
ſonſtige Maßnahmen zur Folge gehabt hätte. Man hat
deshalb die Lohnklaſſen wie bisher belaſſen und nur die
bisher üblichen Beiträge erhöht.

Dieſe ſollen vom 1. Auguſt an betragen: in der
J. Lohnklaſſe 90 Pfg. (bisher 18 Pfg.), in der II. Klaſſe
1 Mk. (zuletzt 26 Pfg.), in der III. Klaſſe 1,10 Mk. (bisher
34 Pfg.), in der IV. Klaſſe 1,20 Mk. (ſeither 42 Pfg.) und
in der V. Klaſſe 1,40 Mk. (bislang 50 Pfg.). Man ſieht
ſofort, daß die Erhöhung in den unteren Klaſſen größer
iſt als in den oberen. Das iſt allerdings etwas unſozial,
doch iſt zur Entſchuldigung vorzubringen, daß die neu
eingeführten Teuerungszulagen in allen Lohnklaſſen
gleich hoch ſind. Da die Teuerungszulagen etwa zwei
Drittel der Geſamtrente ausmachen, iſt eine große An
näherung der Rentenhöhe in den einzelnen Lohnklaſſen
eingetreten, die auch eine größere Gleichmäßigkeit der
Beiträge rechtfertigt. Damit wird auch der große Uebel-
ſtand, daß ein ſehr erheblicher Teil der Verſicherten no-
toriſch zu Unrecht in zu niedrigen Klaſſen verſichert iſt,
etwas gemildert.

Durch die Beitragserhöhung wird die Beitragsein-
nahme, die im Jahre 1919 rund 280 Millionen Mk. be-
trug, auf etwa den dreifachen Betrag, alſo auf etwa 850
Millionen Mark gehoben. Das ſieht zwar aus, als wäre
es zuviel, auf Grund der verſicherungsmathematiſchen
Berechnungen reicht die Mehreinnahme aber gerade hin,
um die augenblicklichen Ausgaben zu decken. Eine
weitere Aufbeſſerung der Renten müßte auch eine weitere
Steigerung der Beiträge zur Folge haben. Für die
Zeit nach dem 1. Auguſt 1920 dürfen Marken in den bis-
herigen Werten nicht mehr verwendet werden. Ungiltig
gewordene Marken können binnen zwei Jahren nach
Ablauf ihrer Giltigkeitsdauer bei den Markenverkaufs-
ſtellen (Poſtämtern) gegen giltige Marken im gleichen
Geldwert umgetauſcht werden. Es bleibt nur zu hoffen,
daß ſich der Reichstag bald erneut der Frage annimmt
und eine durchgreifende Reform der Jnvaliden- und
Hinterbliebenenverſicherung vornimmt.

Das vrientaſche Prohlem.

Den P. P. N. geht folgende Ueberſetzung aus
Demokraten“ zu:

Dank der Gier der leitenden Mächte, ihres Mangels an Ach-
lung vor Recht und Abmachungen und dank ihrer Unfähigkeit iſt
jetzt das orientaliſche Problem ſo verwickelt, daß niemand weiß,
wie es gelöſt werden kann. Die erſte Andeutung zur Löſung iſt
wenig glücklich, näml'ch daß Griechenland einen neuen Krieg be-
gonnen hat. Der berühmte Kretenſer Venizelos, der ſein Land
mit Hilfe des Belagerungszuſtandes regiert und nicht wagt, zu
neuen Wahlen zu ſchreiten, hat von ſeinen hohen Alliierten die
Erlaubnis erhalten, in die Gegend von Smyrna auf Eroberungen
auszus ſehen.

Konſtantinopel ſollte nach den zwiſchen den Ententemächten
geſchloſſenen Verträgen im Falle eines Sieges Rußland zufallen.
Dieſe Möglichkeit fiel fort. als in Rußland eine ehrenhafte Regie-
rung ans Ruder kam. Wenn ſeilens Sowjet- Rußlands an das
Recht auf Konſtantinopel erinnert wird, ſo iſt es nichts anderes
als ein guter Witz, der dazu dient, zu beleuchten, wie ungerecht
es iſt, die Verpflichtungen des Zarismus auf das Land der Ar-
beiter abzuwälzen,

Ueber Konſtantinopel entſtand indes ein Streit. Die Fran-
zoſen ſagten, daß die Türkei als ſelbſtändiger Staat aufrecht-
erhalten werden müßte. Zu dieſem Zweck müßte ſie ihre Haupt-
ſtadt behalten, die ſie ſeit 1453 gehabt hätte. Dieſer Standpunkt
ſtimmt mit den Traditionen der franzöſiſchen Poliik überein. Er
hat natürlich nicht das geringſte mit Jdeglität zu tun und iſt nicht
der ſchönen Augen der Türkei wegen eingenommen worden. Er
iſt ein Faktor in der Machtbalanze im nahen Orient Frankreich
betrachtet eine ſelbſtändige Türkei als eine Garantie für ſeine
eigene Stellung. Auch in England wird über dieſe Angelegenheit
viel diskutiert. Es gab eine Partei, die ſtark daran feſthielt, daß
der gottloſe Türke aus Europa herausgetrieben werden müßte.
Weshalh es viel ſchlimmer iſt, Mohammedaner in Europa als
in den anderen Weltteilen zu ſein, iſt ein Geheimnis, das den
britiſchen Sonntagsſchulen vorbehalten iſt. Da aber alle „ehrbaren
Menſchen“ in Groß-Britannien chriſtlich ſind. ſo iſt die Anſicht der
Sonntagsſchulen ein politiſches Moment. Und hat nicht der
größte Sonntagsſchulpolitiker der Welt, der verewigte Mr. Glad-

„Social-

für Waiſenrenten im Betrage von 10 Mk. monatlich. j der Politit des heiligen Mannes nicht ſchadeten, iſt erwas von
dem Glück oder Unglück. das ſowohl Chriſten wie Heiden treffen
kann. Uebrigens vielleicht beſonders die erſten.

Der Gemeinſchaft dieſer Heiligen ſtand in England der Kreis
von Politikern gegenüber der ſich beſonders mit den indiſchen
Fragen beſchäftigt hat. Unter ihnen befand ſich auch der jetz'ge
Außenminiſter, frühere Vizekönig von Jndien, Lord Curzon. Von
dieſer Seite aus wird hervorgehoben, welche gefährliche Wirkungen
eine Eroberung Konſtantinopels auf die Mohammedaner im ganzen
Weltreich, und nicht am wenigſten in Jdien haben würde, wo ſie
Groß-Britanniens ſicherſte Stütze waren

Das Reſultat von all dem iſt geweſen, daß England Kon
ſtantinopel beſetzt hat, und daß ſich am Bosporus eine türkiſche
Regierung befindet, die nichts mehr zu ſagen hat.

Jn Klein-Aſien exiſtiert indes eine türkiſche Regierung, die
etwas bedeutet. Muſtapha Kemal Paſcha iſt ein mächtigerer Mann
als der Großſultan ſelbſt. und er hat den alliierten Mächten viel
Kummer geſchaffen. Er hat ſich auch die übergroße Frechheit ge-
leiſtet, mit der Sowjetregierung in Moskau in Verbindung zu
treten.

Herr Muſtapha iſt an und für ſich ſicherlich keine ſympathiſche
Perſon in Tſch't'cherins Augen. Aber in Moskau nimmt man es
mit dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Nationen ernſt, und man hat
er Grund, einem Mann ſein Recht zu verweigern, weil er

ürke iſt.
Die Situation in Kleinaſien wurde auf dieſe Weiſe für die

Alliierten ziemlich unangenehm. Griechenland hatte ſich in
Smyrna feſtgeſetzt, hatte aber eine kleine Pauſe nötig. Dieſe be-
kam es auch, unter Venizelos zieht es jetzt in den Krieg. In der
innerſten Ecke des Mittelländiſchen Meeres, Kilikian, ſaßen die
Franzoſen mit koſtbaren aber ungenügenden Truppenſtärken. Sie
haben ſich zurückziehen müſſen. Sie haben ziemlich demütigende
Abkommen ſchließen müſſen, um ihre Haut zu retten und den
Schein zu wahren. So ſind ſie auf den Weg nach Syrien ge
kommen.

Syrien liegt den Franzoſen beſonders am Herzen. Dies geht
zurück bis zu den Kreuzzügen. Es war daher klar, daß hier für
Frankreich etwas zu holen ſein müßte.

England jedoch hatte einen Freund, der ihm in den Weg kam
nicht für England. Es war der phantaſtiſche König von Hed-

jaz. der Araberhäuptling von Mekka. Er wollte auch Syrien
haben. Jedenfalls ſein Sohn. Der junge Emir verhandelte mit
Europa und fand in England viel Sympathie. Man hatte ſich mit
Paläſting geeinigt. das ein engl'ſcher jüdiſcher Politiker „im Auf-
trage“ regieren ſoll. Und ſo kam es ganz gelegen, eine Gelegen
heit zu erhalten, wo man eine tiefe Achtung vor dem Moham-
medanismus und dem ſyriſchen Selbſtbeſtimmungsrecht an den
Tag legen konnte.

Die Folge davon iſt, daß Frankreich in Syrien in einer ganz
ſchwierigen Situation iſt. Die mohammedaniſchen Elemente
drücken und finden in London eine geheime und offene Unter-
ſtützung.

Dies iſt für England um ſo weſentlicher, als man es gern aus
Meſovoamien heraus haben wollte.

Aher hat man denn nicht auch in dieſer Beziehung von einer
Selbſtverwaltung geſprochen Und Mr. Lloyd George legt ſein
ſchelmiſches Geſicht in die ernſteſten Falten und erklärt feierlich,
daß die Stimme des meſopotamiſchen Volkes gehört werden ſoll.

Ach nein, das iſt es nicht, was auf dem Tapet ſteht. Es
handelt ſich um das Petroleum und dies kommt jetzt den Polen
an Bedeu?ung nahe. Mr. Aſquith bekam daher im Unterhaus
nur 50 Stimmen für ſich, als er eine Politik verurteilen wollte,
die England jährlich 800 Millionen Kronen direkte Ausgaben
koſtet.
bekanntlich beſitzt. Daß die Bolſchewiſten ihre Truppen vom
Perſiſchen Territorium zurückgezogen haben, iſt nur für eine
Bagatelle zu halten.

Oel und anderen Reichtum gibt es auch in Perſien. Sehr
ge'ſtreich ſicherte ſich daher England dieſes Land gleich nach dem
Waffenſtillſtand. Und man hat jetzt einen heiligen Zorn, daß die
ſchlechten Perſer faſt Bolſchewiſten werden. Es iſt nicht zu ſagen,
wie entſetzlich es iſt, daß die Sowjetregierung am Kaſpiſchen
Meer Frieden haben und die Oelquellen ausnützen will, die ſie

Oel hatte einmal den Ruf, die Wogen zu beruhigen. Jm
orientaliſchen Problem hat es die entgegengeſetzte Wirkung.

D

Rotizen.

Aus den Kämpfen am Eupyhrat,
London, 4. Aug. Mitteilung des Kriegsamtes. Die letzten

Nachrichten laſſen erkennen, daß die Lage am unteren Euphrat
ruh'ger geworden iſt. Die Araber, welche Vorpoſten nördlich und
nordweſtlich von Hilla angegriffen hatten, hatten ſchwere Verluſte
und ließen 130 Tote zurück. Die Garniſon von Kuſſa hält ſich
noch, aber ein Teil der Stadt iſt vor drei Tagen in Flammen
aufgegangen.

Polen ſucht in Deutſchland Soldaten. Wie der „Lok.Anz.“
mitteilt, mwirbt das Berliner Polniſche Konſulat, Zweigbureau:
Holzmarktſtr. 10, Leute an, angeblich zur Arbeitaufnahme in Polen.
Wie nun zwei Angeworbene, denen es geglückt war, wieder nach
Deutſchland zurückzugelangen, mitteilen, ſollten ſie in Poſen, nach
dem ſie unterſucht und tauglich für Jnfanterie geſchrieben worden
waren, in die polniſche Armee geſteckt werden. Als ſie ſich weiger
ten, polniſche Soldaten zu werden, wurden ſie in die Zitadelle
eingeſperrt. Als ſie bei ihrer Weigerung verblieben, wurden ſie
ſchließlich nach Deutſchland ausgewieſen.

Polniſch- deutſcher Gefangenenaustauſch. Seit längerer Zeit
ſchwebten zwiſchen dem Aug wärtigen Amt und dem Polniſchen
Generalkommando in Poſen Verhandlungen über den
Austauſch deutſcher, im ſogenannten Kernwerk in Poſen in Haft
befindlicher Gefangener gegen polniſche Gefan-
gene, die in Deutſchland zurückgehalten wurden. Dieſe Ver
handlungen haben nunmehr nach Ueberwindung mannigfacher
Schwierigkeiten zu dem erfreulichen Ergebnis geführt, daß am
4. Auanſt in Stentſch 15 der n Poſen internierten Deutſchen gegen
15 in Frankfurt a. d. O. internierten Polen ausgetauſcht wurden.

Regelung des Flaggenzwiſchenfalls durch den Völkerbund. Der
Vorſchlag der deutſchen Regierung, den Flaggenzwiſchenfall durch
den Völkerbund zu regeln, wird von den Blättern als ein günſtiger
Weg zur Löſung der Frage angeſehen.

Aufſchließung von Steinkohlenfeldern. Der Preußiſchen Lan
desverſammlung iſt ein Geſetzentwurf betreffend die Aufſchließung
von Steinkohlen zugegangen. Darnach kann der Staat für Felder
von beſtimmter Ausdehnung in den Provinzen Sachſen, Hannover
und HeſſenNaſſau, den Regierungsbezirk Liegnitz und im Bereich
der Halden-Ablagerungen das Recht zur Aufſuchung und Ge
winnung der Steinkohlen an andere Perſonen übertragen und
ihnen die Ausbeutung des Bergwerks unter beſtimmten Bedin
gungen überlaſſen.

Hühnerdusen-
Hornhaut, Schwielen u Warzen
beseitiät schnell, sicher u. schmerzlos

100 000 fach bewährt
r

Kukirol
In Apotheken u. Drogerien erhältlich

Drogerie kreyer, Lindenstr. 55, Drogerle Matter, Ludwl
monatlich. Vom 1. Juli 1920 an ſind ſie nun auf 30 und
15 Mk. erhöht worden. Reu eingeführt wurden Zulagen l

ſtone, über „den Mörder auf dem Thron“ unwillig Worte aus-
geſprochen? Daß dieſe Worte zu einem Zeitpunkt fielen, wo ſie

Wuchererstr. 71, Drogerie
Drog phili deburgerstrerie Sleinbach Ronigerr.
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Purteinachrichten.

Erhöhung des Mindeſtbeitrages für die Partei.
Die zuſtändigen Parteiinſtanzen haben die vorläufige Tages

zrdnung für den am 10. Oktober in Caſſel anberaumten Partei-
tag noch nicht bekanntgegeben. Dies wird hoffentlich noch im
Laufe dieſes Monats geſchehen, ſo daß gemäß dem e wen
ſtatut die Genoſſen rechtzeitig davon in Kenntnis geſetzt werden
und dazu Stellung nehmen können. Die Tagesordnung für dieſen
Parteitag muß ſpäteſtens am 11. September, die von den Partei-
organiſationen geſtellten Anträge bis zum 18. September im
Jentralorgan veröffentlicht werden. Der Zeitraum von einer
Woche, der zwiſchen dieſen beiden Terminen liegt, iſt ſo knapp,
daß die Genoſſen im Lande ſchon vorher zu den Fragen der
Tagesordnung Stellung nehmen möchten. Heute ſchon kann mit
Sicherheit angenommen werden, daß der Caſſeler Parteitag neben
den ühblichen Berichten über die Jnternationale, die
Reviſiondes Parteiprogrammes und des Organi-
ſationsſtatuts, vorzugsweiſe die Bezirksabgren-
zung und die Erhöhung des Mindeſtbeitrages be-
handeln wird.

Nachſtehende Ausführungen ſind hauptſächlich den beiden
en Punkten gewidmet. Eine Beſprechung derſelben iſt um ſo
notwendiger, als einzelne Bezirksleitungen aus verſchiedenen Ur-
ſachen heraus, dem in Weimar 1919 beſchloſſenen Organiſations-
ſtatut bisher nicht gerecht geworden ſind. Nach S 2 des Statuts
gliedert ſich der Bezirksverband in Ortsvereine. Da nun räum-
lich große Bezirksverbände bis zu 600 Ortsvereinen zählen und
damit die Ueberſichtlichkeit von einer Zentralſtelle zum Schaden
der Geſamtorganiſation erſchwert iſt, können wirtſchaftlich und
geographiſch zu ſammenhängende Ortsvereine zu einem Unter-
bezirke zuſammengefaßt werden. Die alten Wahlkreisorganiſa-
tionen ſollten durchweg bis zum 1. Juli 1920 dieſer Neuerung
weichen. Dieſe i aber nicht überall durchgeführt. Können ſich
doch vielfach die Genoſſen nicht von der hiſtoriſch gewordenen
Einrichtung trennen, die ſich ihrer Anſicht nach gut bewährt hat.
Doch wie überall, muß auch hier das Beſſere der Feind des Guten
ſein. Beſſer iſt auf jeden Fall, wenn die Bezirksleitungen ver-
waltungstechniſch ſo ausgebaut ſind, daß ſie mit jedem Ortsverein
in direkter Fühlung ſtehen, Agitationsverſammlungen, Bildungs-
turſe, Wahlen uſw. von einer Stelle aus geleitet und finanziert
werden. Die Unterbezirke bezw. ihre Sekretäre ſollten mit Ver-
waltungsarbeiten ſo wenig wie möglich belaſtet ſein. Der Ein-
wand, daß dann die Unterbezirke jede Ueberſicht über die Ver-
hältniſſe in den ihnen zur Bearbeitung überwieſenen Ortsvereinen
verlieren iſt nicht ſtichhaltig, weil die Bezirksleitungen ihren
Unterbezitksſekretären eine vierteljährliche Ueberſicht überreichen
können. Der Parteitag wird daher gut daran tun, alle Anträge
auf Wiedereinführung der alten Kreisorganiſationen abzulehnen,
vielmehr auf die ſtrikte Durchführung der in Weimar beſchloſſe-
nen Organiſationsgliederung und auf die Benutzung des einheit-
lichen Verwaltungsmaterials zu dringen.

Auch die Beitragsfrage wird zeitgemäß gegürtet werden
müſſen. Bei den geſteigerten Druck-, Papier und ſonſtigen Agi-
tationskoſten, bei den ungeheuren Aufwendungen für
Wahlen zu den öffentlichen Körperſchaften ſind Wochenbeiträge
von 15 bezw. 20 Pfenn'gen, gemeſſen an der Geldentwertung,
einfach un zulänglich. Die Parteigenoſſen haben das zum
ouen Teil bereits eingeſehen und in einzelnen Bezirken den
regelmäßigen Wochenbeitrag für Männer auf 50 Pfg., für Frauen
auf 35 Pfg. erhöht: außerdem ſich noch zur Zahlung von Sonder-
beiträgen von 1 Mark und mehr im Monat verpflichtet. Leider

iſt dies echt n allen Bezirken der Fall, dayer muß dort der
rteitag mit ſanftem Nachdruck nachhelfen. indem er den Mindeſt-

beitrag für männliche Mitglieder auf 40 Pfg., für weibliche auf
30 Pfg. die Woche feſtſetzt. Jn Bezirken, wo die Parteigenoſſen
entſprechende Löhne haben, iſt ein höherer Beitrag zu erheben,
ſo daß jeder Bezirk ohne Zuſchuß aus der Parteikaſſe ſeine laufen
den Ausgaben ſelbſt beſtreiten kann, ja noch einen Fond für die
Wahlen anzulegen im Stande iſt.

Die hier angeregten Fragen werden vorausſichtlich beſonderen
Anlaß zur Stellung von Anträgen für das Organiſationsſtatut
geben; daher ſollen dieſe Ausführungen als Richtſchnur für die
allgemeine Diskuſſion dienen.

Vermiſchtes.

Zu Fuß um die Erde.
Am 1. Januar 1910 brachen ſechs junge Männer auf, um auf

Grund einer Wette eine Fußwanderung rund um die Welt anzu-
treten. Alle Teilnehmer waren Auſtralier, und der Preis, der dem
als Belohnung winkte, der die Wanderung vollendete, belief ſich
auf 600 Pfund Sterling. Die Bedingungen der Wette waren:
Ausgangspunkt war Ciraular Quay in Sidney, die Teilnehmer
ſollten in einen gewöhnlichen Anzug gekleidet ſein und nur einen
Penny mitnehmen. Auf der ganzen Reiſe ſollen ſie kein Geld
leihen, nicht betteln und nicht ſtehlen. Der Gewinner der Wette
ſollte auch auf dem Wege keine Gefängnisſtrafe verbüßen dürfen.
Zu feinem Fortkommen dürfte er kein Fahrzeug verwenden. das
von einem Tier gezogen oder mechaniſch betrieben wurde. Schiffs-
reiſen waren zugelaſſen, ſoweit ſie abſolut notwendig waren.
Während fünf Teilnehmer an dem Wettbewerb ziemlich ſchnell von
dem Verſuch Abſtand nahmen, vollendete der ſechſte, Stanley Orr,
ſein Unternehmen mit unerſchütterlicher Energie. Jm Jahre 1914
hatte er ſchon folgende Gebiete durchwandert: Afrika, Jndien, die
Vereinigten Staaten und Südamerika, Neufundland, Großbritan-
nien und Jrland, Frankreich, Marokko, die Aſiatiſche Türkei, den
Balkan, Deutſchland und Rußland. Nach ſeiner Angabe hat er
auf dieſer Reiſe erwa 50 000 Kilometer zurückgelegt. Bei Kriegs-
ausbruch war Orr in Archangelsk, und er mußte nun bis auf
weiteres von der Fortſetzung ſeiner Reiſe abſehen. Von den Kriegs-
ereigniſſen wurde er we't umhergeworfen und kam ſchließlich nach
Plymouth, wo er ſich verheiratete. Jetzt iſt er indeſſen aufgebrochen,
um ſeine Weltwanderung zu vollenden. Vorläufig will er zu
Schiff nach Finnland, um von dort zu Fuß nach Archangelsk zu
gehen, wo er ſeine Wanderung abbrechen mußte. Von hier denkt
er Sibirien, Südch'na, die Mongolei, China und Japan zu durch-
queren, um als Sieger den mühſam erworbenen Preis abzuholen.
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Neueſte Nachrichten und Telegramme

Der Verkehrsrat ruft Eiſenbahn und Poſtperſonal zum
Widerſtand gegen die Ententetransporte auf.

München, 5. Aug. Der Verkehrsrat hat beſchloſſen, nach
einer Meldung der Frankf. Zta.“, das bayeriſche Eiſenbahn und
Poſtperſonal durch Vermittlung ſeiner Organiſatio-
wen auf ſchleunigſtem Wege anzuweiſen, daß ſie allen beabſichtig-
ten Verſuchen der Entente auf Beförderung von Waffen, Munition
und Truppen durch Bayern mit allen Mitteln, wenn nötig auch
durch völlige Transportlähmung entgegentreten,
Dieſer Beſchluß iſt, wie der Verkehrsrat ausführt, begründet in
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der Notwendigkeit, die bayeriſche und die Reichsregierung in der
Neutralität gegenüber dem Kampfe zwiſchen den Ruſſen und den
Polen zu unterſtützen, ſowie dem deutſchen Volk die Gefahren zu
erſparen, die bei einem Durchmarſch von Ententetruppen und der
dadurch bedingten Errichtung von Etappenplätzen innerhalb
Deutſchlands unahwendbar wäre und die ganz Deutſchland in be
ſetzte Gebiete, ähnlich der Pfalz und der Rheinlande, verwam
deln würden.

Vom polniſch ruſſiſchen Kriege.
Paris, 5. Aug. Sowohl der „Temps“ als auch das

„Journal des Débats“ glauben heute verſichern zu
können, daß die Lage in Polen auf Grund der letzten
Nachrichten als ſtationär angeſehen werden kann.
Nach dem „Temps“ ſollen die Bolſchewiſten, welche den
Bug bereits nördlich überſchritten haben, keine Fort-
ſchritte in der Richtung auf Warſchau gemacht haben,
Nach dem „Journal des Débats“ ſollen die Polen im
Norden bei Lomſha und in Galizien je eine Gegenoffen,
ſive eingeleitet haben. Auch ſei es falſch, daß die Bolſche-
wiſten bereits Oſtrolenka eingenommen hätten. Das
„Journal des Débats“ meldet weiter, daß gegenwärtig
zwiſchen den Alliierten Verhandlungen über die Maß-
nahmen ſtattfinden, die zur Hilfe für Polen ergriffey
werden ſollen.

Arbeiter verlangen Zurückzahlung des Lohnabzuges.
Elberfeld, 5. Aug. Jn den letzten Tagen ſind die Ar-

beiter bei den Werkleitungen verſchiedener großer Unternehmungen,
u. a. auch bei den Farbwerken Beyer vorſtellig geworden, um die
bereits vom Lohne abgezogenen Steuern zurückzuerhalten, Geſtern
nachmittag verlangten auch die Angeſtellten des Warenhauſes Tietz
in Elberfeld Befreiung vom Steuerabzug und Zurückzahlung der
bereits eingezahlten Gelder. Da eine Einigung nicht herbeigeführt
wurde, mußte das Kaufhaus geſchloſſen werden.

Lebensmittel-Kalender.
Verſorgung mit Kartoffeln. Jn der Woche vom 9. bis 15. Aug.

können auf die Marke 53 der neuen Kartoffelkarte 5 Pfund Früh-
kartoffeln gekauft werden. Der Preis für das Pfund Kartoffeln
beträgt 45 Pf. Der Verkauf erfolgt vom Sonnabend, den 7., bis
einſchließlich Mittwoch, den 11. Auguſt. Die abgetrennten Ab-
ſchnitte ſind bis ſpäteſtens Donnerstag, den 12. Auguſt, im Stadt-
ernährungsamt, Zimmer 46, abzuliefern.

Städtiſcher Verkauf von Bratfett (kein Pflanzenfett), Reis,
Arumeekonſerven mit reichlich Fleiſch, ſowie Roß-Rot- und Leber-
wurſt in der Talamtſchule am Sonnabend. den 7. Auguſt. Zuge
laſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine
mit den Nummern 20 001 bis 27 500 vormittags von 8 bis 1 Uhr,
Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines können an jede Perſon
eines Haushaltes 14 Pfund Bratfett zum Preiſe von 6 Mk. für
das halbe Pfund, 16 Pfund Reis zum Preiſe von 2.50 Mk. für das
halbe Pfund, 1 Doſe Armee- Konſerven zum Preiſe von 6,50 Mk.
und eine W-Kilo-Doſe Roßwurſt zum Preiſe von 5 Mk. abgegeben
werden. Abgezähltes Geld iſt bereitzuhalten.
D
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Partei Angelegenheiten.
Achtung Sängerchor“! Wegen der heute
nd ſtat findenden öffentlichen Verſammlung im
alia“ legen wir für diesmal wieder eine Ausnahme-

geſtunde von 6—-8 Uhr feſt. Unbedingt erforderlich
es, daß alle Sangesbrüder erſcheinen.
Sonntag, den 8. Auguſt, Ausflug nach Schlettau

f Einladung des dortigen Geſangvereins. Treffpunkt
ittag *1 Uhr am Hettſtedter Bahnhof, Mansfelder
raße, Abmarſch Punkt 1 Uhr.
Sonntag, den 15. Auguſt, Ausflug nach Ammen-

rf und Umgegend unter Führung der Ammendorfer
enoſſen und Sangesbrüder. Mit einem anſchließenden
nzkränzchen. Treffpunkt Mittag 22 Uhr Ecke Königs
d Merſeburger Straße (am Schultheiß), Abmarſ

Unkt 2 Uhr. Wir bitten alle Sangesbrüder und au
artei genoſſen nebſt werten Angehörigen, welche
rbeide Ausflüge beſonders eingeladen
ud, recht zahlreich und pünktlich zu erſcheinen.

Der Vorſtand.
Arbeiter-Jugend. Die Teilnehmer des Volkstanzkurſus treffen
heute abend 2e8 Uhr im Jugendheim, Kl. Berlin. Für die

gend iſt keine Zuſammenkunft. Heute keine Jnſtrumente ſpielen.
Der Vorſtand.

eſtkommiſſion und Fern kgrgeant ſönß Sonn
end, den 7. d. M., abends 45 Uhr findet im Parteibüro
Schlußabrechnung vom Sommerfeſt ſtatt. Die Partei-

viſoren werden ebenfalls eingeladen.
Das Komitee.

Vezirksvorſtandsſitzung. Dienstag, den 10. Auguſt,
ndet im Parteibüro abends 5 Uhr eine ſehr wichtige
itzung des Bezirksvorſtandes ſtatt. Die Genoſſinnen
nd Genoſſen werden erſucht, pünktlich zu erſcheinen.
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Aus dem étudtlrels.

Halle, 6. Auguſt 1920.

tei iſt der
svertrage
iegt. Die
nicht auch

Arbeiter
Arbeiterferien.

Im Korreſpondenzblatt des Allgemeinen Deutſchen
zewerkſchaftsbundes macht P. Pawlowitſch in einem der
zeachtung werten Artikel auf die großen Mängel auf
jerkſam, die hente noch trotz dem erheblichen und
icht zu leugnenden Fortſchritt den Arbeiterferien
nhaften. Er gibt dann Hinweiſe, wie die angeführten
dängel gehe abgeſtellt werden könnten. Pawlo-
itſch ſchreibt:

„Die Arbeiterferien ſind nicht mehr eine „Frage“,

der Arbeiter h Pei Wochen Ferien oder viel-
mehr die Bezahlung dafür, denn darauf kommt es an,
ſo ſind für ihn fünfzigmal zwei Stundenlöhne bezahlt,
e 100 Stundenlbhnen. Zwei Wochen Ferien be

ingen je nach der Arbeitszeit, im Höchſtfalle den Betra
für 96 Stunden. Der etwa zu erhebende Einwand, o
Stundenlohn oder Stundenverdienſt (bei Akkordarbei-
tern), iſt untergeordneter Natur. Bei dieſer Methode
iſt es gleich, ob der Ferienberechtigte auf ſeiner der-
zeitigen Arbeitsſtelle ſchon jahrelang oder erſt ſeit
einigen Wochen beſchäftigt iſt. Sind die Ferienbeiträge
nicht von dem derzeitigen, ſo von dem vorherigen
Arbeitgeber bezahlt worden. Etwaige nötig erſcheinende
Einſchränkungen bei Arbeitsloſen, Kranken, aus dem
Arbeitsverhä tnis Ausgeſchiedenen (Arbeiterinnen, wel
che geheiratet haben, Strafgefangene uſw.) bieten für
dieſes Syſtem keine Schwierigkeiten. Wir finden in den
Beſtimmungen der Alters- und Jnvalidenverſicherung,
in denen der Krankenkaſſen und der Gewerkſchaften ge
nügende Vorbilder. Auch die Parität oder andere Be-
teiligung an den Beiträgen durch die Arbeiter, die
r enberechtigten, iſt möglich. Ob erforderlich, ſteht
ahin.

Wenn H2 bis 96 Stundenlöhne für Ferien im Jahre
an die Berechtigten ausbezahlt, 100 Stundenbeiträge aber
ehe hen wurden, ſo dürfte das Mehr des Eingezogenennebſt den Zinſen aus den ra hen ganz oder Anaßernd
die Koſten dieſer Einrichtung decken. Als neuer Ver-
ſicherungszweig dürfte am beſten die Ferienverſicherung
der Alters- und Jnvalidenverſicherung angegliedert
werden, deren techniſche Einrichtungen ſich vielleicht ganz
oder zum erheblichen Teil hierbei eignen dürften.“

Schließlich werden noch Unterfragen, ſo unter an
derem die Gewährung beſſerer Reiſemöglichkeiten auf der
Bahn an Ferienberechtigte erörtert.

An ſich ſteht es außer Frage jedenfalls für das
arbeitende Volk! daß die r der Ferien für
Arbeiter und Angeſtellte noch nicht verbeſſerungsbedürf-
tig iſt, ſo ſehr man ſich auch der durch die Arbeiterorgani-
ſationen ſchon vor und beſonders nach der November-
umwälzung errungenen Fortſchritte freuen kann.

Für die Förderung der wichtigen Angelegenheit gibt
Pawlowitſch dankenswerte und nützliche Anregungen.

Heute abend 8 Uhr ſpricht der Reichstags-
abgeordnete Gen. m Krüger- Merſeburg

über

Spaa Genf-- Moskau
dern ſie ſind bis zu einem gewiſſen Grade eine Tat
che geworden. Die n in der deutſchen
epublik ſind faſt ausnahmslos durch Tarife geregeltnd in dieſen Tarifen ſind auch Ferien feſtgelegt. Selder

ber in völlig unzureichender Weiſe. Ueber die Not
endigkeit der Arbeiterferien ſoll hier nicht geſprochen
erden. Das iſt in der Gewerkſchaftspreſſe ſeit Jahren
eſchehen und nachgewieſen. Ausdrücklich bemerkt ſei
doch, daß wir die Ferien nicht als eine Belohnung für

breiter

nicht im
von der

on der langjährige und treu geleiſtete Dienſte“ betrachtet wiſſen
eher und ſollen. Die Ferien ſind in der Hauptſache ein geſund
WafferFeitliches und vorbeugendes Mittel. Sie ſind ebenſo

otwendig wie Speiſe und Trank, wie Nachtruhe und
kommiſſa FFrfriſchung.

Ferien müſſen in erſter Reihe ſo bemeſſen ſein, daß
n on gewiſſe und gewollte Wirkung eintritt. Zwei,

rei, vier Tage Ferien können die ge-vünſchte Wirkung, die Auffriſchung derten eiſtes- und Körperkräfte, nicht rin gen
un für as Höchſtmaß in den Tarifen (mit wenigen Aus-

ahmen) ſieht vierzehn Tage vor. Vierzehn Tage
ber müßten die niedrigſte Grenze der
ferien darſtellen, allermindeſtens aber
das Normalmaß ſein. Das Unzulänglichſte in den

ngezogene
teichskom

er ſiche

geſtent. Purifierten Ferien lie igt in ihrer Staffelung. Nach einemrn jahre drei Tage, nach u Jahren vier, nach drei Jahren
Oberfohter un und ſo fort. as iſt das Schema faſt in allen

Tarifen. Dieſes Schema ſtellt aber die größte Unge
echtigkeit dar. Es erklärt die Ferien zu einer Belohnung
ind entkleidet ſie ihrer hygieniſchen und auch das iſt
zu beachten volkswirtſchaftlichen Bedeutung. Wieder
erſtellung und Schonung der Arbeitskräfte, unſeres ein
igen Beſitztums zurzeit, das iſt Volkswirtſchaft im
eſten Sinne des Wortes, iſt Menſchenökonomie. Wiewirkt aber das gekennzeichnete Schema in der Praxis?

Ein junger Arbeiter, welcher ſtändig in einer Arbeits-
lelle war, erhält 6 bis 8 Tage oder darüber Ferien.
Ein älterer, welcher, ſei es durch ſeinen Beruf (Bau-
oder Konjunkturarbeiter) gezwungen iſt, häufiger den
Arbeitgeber zu wechſeln, enthält entweder keine Ferien,
weil er nicht das ganze Jahr in dem gleichen Betriebe
gearbeitet hat, oder beſtenfalls die kürzeſte Friſt. Ein

um 1 Uhr
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echung det
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das alt

eigte ſiq

innig ge
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was ſeht
mer wie Setrieb wird eingeſtellt. Die Arbeiter, welche 10 bis

liegen Jahre dort gearbeitet haben, fangen in der neuen
densarten g rbeitsſtelle mit den Ferien von vorn wieder an. Da-

zog ſih J urch wird Zweck und Wirkung der Ferien völlig aus-
über di Pseſchaltet, zum mindeſten ſtark herabgemindert.
er J Sollen Ferien ihren Zweck erfüllen,
örte ſo dürfen ſie nicht kurzfriſti ein unde Weſen auch jedem roeitr h dnlnge auch jeder
die frü Arbeiterin), zu ſtehen. Das iſt nach den heu- bildungsſchule Ausgabe 526 000 Mk., Zuſchuß 471 000 Mk., Kauf verwaltung. o) Kap. X: A. Stadtgymnaſium. B. Oberreal-
gar zuFligen Tarifen nicht der Fall. Es wird männiſche Fortbildungsſchule Ausgabe 183 000 Mk., Zuſchuß 132 000 ſchule. e) C. Reformrealgymnafium. D. Lyzeum nebſt Stu-

ual ann ein Weg gezeigt, wie durch geſetz Mark, Handels- und Gewerbeſchule für Mädchen Ausgabe 250 000 dienanſtalt. g) E. Frauenſchule. h) F. Mittelſchulen. i) G. Evan
Luſt außNeeberiſche Maßnahmen und Einrichtun en Mark, Zuſchuß 76 000 Mk., Stadtgymnaſium Ausgabe 577 000 Mk., geliſche Volksſchulen. k) I. Katholiſche Volksſchule. I. Peſta
auf da Feine befriedigende Regelung der Ferien Zuſchuß 422 000 Mk. Oberrealſchule Ausgabe 555 000 Mk., Zu lozziſchule. m) K. Allgemeine Schullaſten n) L. Handwerker
llte ab Maetroffen werden könnte. ſchuß 402 000 Mk. Reformrealgymnaſium Ausgabe 452 000 Mk. und Kunſtgewerbeſchule. o) A. Gewerbliche Fortbildungsſchule.
zuſtellen Pawlowitſch ſieht ſich die Alters- und Jnvaliden- Zuſchuß 277 000 Mk., Lyzeum Ausgabe 602 000 Mk. Zuſchuß 328 000 p) X. Kaufmänniſche Fortbildungsſchule. O. Handels Ge-
um do Peerſicherung an und ſchlägt vor, die Arbeiterferien auch Mark, Frauenſchule Ausgabe 63 000 Mk. Zuſchuß 49 000 Mk. werbe und Haushaltungsſchule für Mädcken. r) Kap. XXIII:
e Zunge J reichsgeſetzlich zu regeln: Mittelſchulen Ausgabe 2 486 000 Mk., Zuſchuß 1 927 000 Mk. Gemeindeabgaben. s) Kap. XXIV: Jnsgemein. 2. Zwangs-

in „W Url b ält, dü nicht ſchwierig ſein feſt Evangliſche Volksſchulen Ausgabe 4 615 000 Mk. Zuſchuß 4 000 900 etatiſierung des für Kap. IX Kirchenweſen erforderlichen
netn. uleg er Urlaub erhält, dürfte ni benfalls nicht. Mark. Katholiſche Volksſchulen Ausgabe 170000 Mk. Zuſchuß trages. 3. Einſpruch gegen die Veranlagung der Grundſteuer
den wo zu egen. Wie lange die Ferien dauern eben e 144 000 Mk., Peſtalozziſchule Ausgabe 137 000 Mk. Zuſchuß 115 000 dem Ertragswert. 4. Antrag auf Freilaſſung der 5. Steuer
die Un Nee zeitliche r Sei iſt bereits im di Mark. Die geſamten Zuſchüſſe betragen 9 086 000 Mk., was gegen kate für Kleinreniner. 5. Ordnung über die Erhebung des e

der letzte iebsrätegeſeß vorgeſehen. r kitzlichſte Teil ſind die das Vorjahr ein Mehr von 4 469 000 Mk. ausmacht. Dieſer Zu meindezuſchlags zur Grunderwerbsſteuer. 6. Zahlung einer Ent
verkauſt J oſten für die Ferien. Will man den Unternehmern i wird ſich nach Abſchluß der Beſoldungsregelung noch weſent ſchädigung. 7. Erwerb der Ochſenbrüce, 8. Anſchluß einer pro-
es Man J ie Koſten ausſchließlich auferlegen, a wäre der Weg ch erhöhen. jektierten Straße an dar n gerrohrneg D Ammendorf. 9. Rats-
tis und J angbar, daß jeder Ar eden beſchäftigten Für die Teilnahme an Sitzungen erhakten die Beiſitzer des kellerumbau. 10. Beteiligung an der TreuhandAktiengeſellſchaft.
gen de Arbeiter oder Arbeiterin wöchentlich zwei Stundenlöhne Gewerbe und Kaufmannsgerichts bisher eine Vergütung von 3 Mk. 11. Erhöhung der Entſchädigung für die Beiſitzer des Gewerbe
de, und J bzuführen hat. Wohin Entweder an die Stellen der für die Sitzung. Der Magiſtrat ſchlägt vor, dieſe Vergütung auf gerichts. 12. Erhöhung der Entſchädigung für die Beiſitzer des

Soden randesverſicherung vder ähnliche neu zu ſchaffende 3,50 Mk. für die Stunde zu erhöhen, bis zu einem Mehttbetrage r 13. Aenderung des Ortsſtatuts über die Er-

Stellen a ienttli Vachkemilliauvan dieſes J Stellen. Nennen wir ſie „Ferienperſicherung“ Erhält von 12 Mk. Dem wurde zugeſtinmt. Ratuna dienſtlicher Reilelalten. i

7 en J J

4. Jahrgang Nummer 183
Der Kampf der Rechtsanwalts und Rotariatsangeftellten

gegen die Hungerlöhne.
Uns wird geſchrieben:
Rechtsanwälte und Notare ſind und ſollen die Vertreter und

Verteidiger von Recht und Gerechtigkeit ſein und treten dabei die
elementarſten Menſchenrechte ihrer Angeſtellten, nämlich das
Recht auf eine anſtändige Bezahlung, hohnlachend mit Füßen.
Die hieſige Rechtsanwaltsvereinigung iſt einer der autokratiſch-
ſten und ſelbſtherrlichſten ſowie ſozial rückſtändigſten aller Arbeit-
geberverbände. Den Herren iſt das Ausbeuten der Arbeitskräfte
ihrer Angeſtellten derart in Fleiſch und Blut übergegangen und
ſo lieb geworden, daß ſie ſich heute noch erlauben, einem Spruche
des Schlichtungsausſchuſſes zu trotzen, der ihnen nur die ſelbſt-
verſtändlichſte Pflicht auferlegt, ihren Angeſtellten ſoviel zu geben,
wie ſie brauchen, um das nackte Leben zu erhalten und nicht lang-
ſam Hungers zu ſterben. Man höre, ſtaune und urteile über dieſe
reaktionären Arbeitgeber:

Seit April 1920 erſtreben die Angeſtellten aus purem Selbſt
erhaltungstrieb eine 100prozentige Erhöhung ihrer ſtlaviſchen
Hungerlöhne an, Hungerlöhne im wahrſten Sinne des Wortes,
wenn man bedenkt, daß nach dem letzten Tarif das höchſterreich-
bare Gehalt 660 M. monatlich beträgt und daß dieſe Summe erſt
zu erhalten war, wenn der Angeſtellte 39 Jahre alt war und
mindeſtens 25 Jahre in dem Berufe ſeine Arbeitskraft und Ge
ſundheit dem allerdings akademiſch gebildeten Arbeitgeber ge-
opfert hatte. Jüngere Angeſtellte erhielten natürlich noch be
deutend weniger, ſo z. B. ein Gehilfe im 21. bis 23. Lebensalter
252 M. monatlich, ein verheirateter Gehilfe oder Bürovorſteher
über 25 Jahre 350 M. monagtlich. Eine für die Angeſtellten dis
kutable Erhöhung dieſer lächerlichen Gehaltsſätze lehnten die
Arbeitgeber brüsk ab und ließen ſich vor den Kadi ſchleppen. Die
alleinige Nutznießung an der Arbeitskraft ihrer Angeſtellten be-
trachten dieſe Arbeitgeber auch heute noch als ihr „gutes“ Recht.

Vor dem Schlichtungsausſchuß wußten dieſe menſchenfreund-
lichen Herren, da an der Notwendigkeit der geforderten 100proz.
Erhöhung als Exiſtenzminimum nichts auszuſetzen war, nichts
einzuwenden, als die längſt zum alten Eiſen gelegte Verteidigung
aller Arbeitgeber, daß ſie ſoviel nicht zahlen könnten und ihre
Exiſtenz gefährdet würde. Dieſe Anwälte des Rechts mußten ſich
von dem Schlichtungsausſchuß erſt ſoviel ſoziale Kinderweisheit
beibringen laſſen, daß man ſich einen Angeſtellten nicht halten
darf, wenn man ihm den zum Leben unbedingt nötigen Betrag
nicht bezohlen kann, daß es alſo un recht iſt, wenn ſie verlangen,
daß ihnen zu Liebe, um ihnen eine ausreichende Exiſtenz zu
ſchaffen, die Angeſtellten Hungerpfoten ſaugen. Das Schieds-
gericht hat den Angeſtellten die verlangte Erhöhung als Exiſtenz-
minimum zugebilligt. Es ſind danach für einen Bürovorſteher
unter den oben angegebenen Vorausſetzungen höchſtens 1220 M.
monatlich zu zahlen und für die beiſpielsweiſe genannfen
21jährigen Gehilfen 450 M. und 25jährigen Gehilfen bezw. Büro
vorſteher 700 M. Dabei gelten nach dem Tarifvertrag nur ſolche
Beamte als Bürovorſteher, die die Friſten allein und verantworf-
lich bearbeiten, Klagen aller Art und jeden Umfanges ausarbeiten
und dem Chef nur zur Genehmigung vorlegen, jede Koſten
rechnung aufſtellen, Erinnerungen und Beſchwerden ſelbſtändigAlle unſere Mitglieder, alle halliſchen Wähle-

rinnen und Wähler müſſen heute zu ihrer
politiſchen Orientierung

im „Thalia“
erſcheinen.

Die weltpolitiſche Lage iſt geſpannter denn je.
Jm Oſten

lagert bereits wieder Gewitterſchwüle.
Polen, Rußlund, die Entente und wir

heißt das öſtliche Problem. Auch darüber wird
Gen. Krüger ſprechen.

Sorgt deshalb für Maſſenbeſuch.

Sitzung des Haushaltsausſchuſſes
Veteiligung der Stadt an der Reichstreuhandgeſellſchaft. Zu
ſchläge zur Grunderwerbsſteuer. Städtiſche Steuer auf die reichs
ſteuerfreien Einkommensbeträge. Fortſetzung der Etatsberatung.

Eine beim Etat des Riebeckſtiftes eingetretene Ueberſchreitung
von 2877 Mk. wird nachbewilligt. Aus Kap. XXIV, 14 wird für
das Alters- und Pflegeheim eine Summe von 4600 Mk. ebenfalls
nachbewilligt. Zur Deckung des Fehlbetrages im ſtädtiſchen Etat
ſoll u. a. ein Zuſchlag zur Grunderwerbsſteuer in Höhe von 1 Proz.
auf Grund der Verordnung vom 7. Mai 1920 rückwirkend vom
1. Oktober 1919 an erhoben werden. Dem wurde zugeſtimmt.

Es bleibt auch hiernach eine Summe von reich-
lich 7 Mill. Mark ungedeckt, welche der Magiſtrat
vorſchlägt, in Form einer Gemeindeſteuer von
den reichsſteuerfreien Einkommensbeträgen
einzubringen. Jnfolge des unſozialen Charakters der
Steuer wurden im Ausſchuß die ſchwerſten Bedenken dagegen
laut. So werden z. B. die kinderreichen Familien hier am aller-
meiſten belaſtet. Leider kann die Gemeinde an den Grundzügen
der Steuer nichts ändern und muß ſie ſo einführen, wie ſie iſt.
Der Ausſchuß beſchloß ſchließlich, die benötigte Summe von 7 Mill.
Mark zwar in den Etat einzuſtellen, über die Art der Erhebung
jedoch ſpäter Beſchluß zu faſſen

Nach einer Magiitratsvorlage ſoll ſich die
Stadtgemeinde an der neugebildeten Reichs-
treuhand geſellſchaft mit 10000 Mk. beteiligen. Von
dem Aktienkapital von 20 Mill. Mk. übernimmt das Reich den
Betrag von 17 Mill Mk. den Reſt den Gemeinden und verſchie-
denen Korporationen überlaſſend. Trotz vielfacher Bedenken
ſtimmte man der Vorlage zu.

Danach wurde in der Etatsberatung fortgefahren, und zwar
wurden die Etats der verſchiedenen Schulen verabſchiedet. Hand-
werker und Kunſtgewerbeſchule erfordert bei einer Ausgabe von
438 000 Mk. einen Zuſchuß von 205 000 Mk., Gewerbliche Fort-

einlegen und durchführen, Arreſte und einſtweilige Verfügungen
allein beantragen, Schriftſätze, auch größeren Umfanges entwerfen

uſw., nicht zuletzt das Notariat und die Kaſſe führen. Dazu
kommt der Verkehr mit dem Publikum. Der Bürovorſteher hat
ſozuſagen alles zu machen, wie es das Publikum ſchon aus Er
fahrung kennt. Zur Ausfüllung einer ſolchen Stellung gehört ein
reiches Wiſſen aus dem praktiſchen Leben und eine umfaſſende
Geſetzeskenntnis, was eine Verwendung vieler freier Zeit zum
Nutzen des Arbeitgebers im Gefolge hat. Nur an wenige Ange
ſtellte anderer Berufsgruppen dürften derartige Anforderungen
geſtellt werden. Dann werden ſie aber jedenfalls entſprechend

ahlt.v Die famoſen Herren Rechtsanwälte haben es aber abgelehnt

ſich dem Schiedsſpruche zu unterwerfen. So ſieht es alſo in Wirk-
lichkeit mit der Würde des Anwaltsſtandes aus, die von dieſen
Herren überall mit Pathos hervorgekehrt wird. Sie geht aber
gleich zum Teufel, wenn ſie bezahlen ſollen.
Ein Notſchrei der Hülfsangeſtellten der hieſigen Stadt

verwaltung.
Schon ſeit Wochen ſind Beſtrebungen im Gange,

durch die die Hilfsangeſtellten ihre Notlage in Verhand-
lungen verbeſſern wollen. Bei einem Durchſchnitts-
einkommen für Verheiratete von 780 Mk., für Unverhei-

maßen menſchlich erträglich zu geſtalten. Verſchärfend
kommen noch die Abzüge hinzu, ſo daß für obige Ange-
ſtellte ca. 600 reſp. 432 Mk. reines Einkommen übrig
bleiben. Dem gegenüber ſtehen die Bruttolöhne und
»gehälter der Arbeiter und ſtändig Angeſtellten von 1050
bis 1200 Mk. Der Magiſtrat läßt bei den Verhand-
lungen erklären, daß er die Notlage und die ungerecht
niederen Gehälter anerkennt. Jedoch verweiſt er die
Hilfsangeſtellten bei den Verhandlungen dahin, daß die
Stadt keine Gelder zur Erhöhung ihres Gehaltes übrig
hätte. Es wird dabei von ſeiten des Magiſtrats erwähnt,
die Angeſtellten möchten den Weg zeigen, wie die fehe
lenden Gelder erlangt werden können. Es iſt eigentüm-
lich, daß der Magiſtrat die Angeſtellten zum Finanz-
beraten auffordert. Die Hilfsangeſtellten müſſen ihre
Arbeiten genau wie jeder andere der Verwaltung ver-
richten. Es iſt demgemäß nur recht und billig, wenn ſie
den Gehalt ihrer Mitarbeiter und dem notwendigen
Lebensunterhalt entſprechend fordern. Wo ein Will-
iſt, iſt auch ein Weg.

Tagesordnung für die Sitzung der Stadtverordneten
am Montag.

den 9. Auguſt, nachmittags 4 Uhr.
Oeffentliche Sitzung. 1. Haushaltsvlan für 1920.

a) Geſamtvorlage mit Kap. J. b) Kap. V: Kapital- und Schulden-

ratete von 512 Mk. iſt es kaum möglich, das Leben einiger-
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verk. 15. Rachbewilligung für das Paul-Riebeck-Stift. 16. Be
chaffung von Einrichtungsgegenſtänden für das Alters- und
Pflegeheim. 17. Landerwerb an der Saaleſtraße. 18. Zahlung
eines Vorſchuſſes für die Mitglieder des StadttheaterOrcheſters.
19. Anfrage betr. Beerdigung von Leichen. Hierauf: Nicht
jiffentliche Sitzung. Der Stadteorer e Wvogfeeher.

Hennig.
Das Ueberangebot der Studienaſſeſſoren und

Referendare.
Die Studierenden der Schulwiſſenſchaften aller Fächer müſ-

jen ſich auf trübſte Ausſichten für ihre ſpätere berufliche Verwen
dung gefaßt machen. Wie ſchon wiederholt mitgeteilt, beläuft ſich
die Zahl der Studienaſſeſſoren und -Referendare in Preußen auf
beinahe 5000, während der Jahresbedarf (erfolgte Anſtellungen)
nur 250 beträgt.

Wir erhalten heute eine nach dem Lebensalter
Ueberſicht der 865 älteſten Aſſeſſoren. Danach ſind 2 Aſſeſſoren
51 Jahre, 1 Aſſeſſor 50 Jahre, 2 Aſſeſſoren 49 Jahre, 2 Aſſeſſoren
47 Jahre, 7 Aſſeſſoren 45 Jahre, 4 Aſſeſſoren 44 Jahre, 14 Aſſeſſo-
ren 43 Jahre, 17 Aſſeſſoren 42 Jahre, 23 Aſſeſſoren 41 Jahre, 53
Aſſeſſoren 39 Jahre, 70 Aſſeſſoren 38 Jahre, 111 Aſſeſſoren 37
Jahre, 145 Aſſeſſoren 36 Jahre, 175 Aſſeſſoren 35 Jahre, 223 Aſſeſſo
zen 34 Jahre alt. Unter dieſen 865 über 34 Jahre alten Studien-
aſſeſſoren haben alſo 89 gar ein Lebensalter über 40 Jahre er-
reicht.

Auch wenn die 1925 einſetzende Sperre des Berufes den Zu-
ſtrom nach Bedarf regelt, werden noch Jahrzehnte vergehen,
ehe die bereits vorhandenen Anwärter in die Reihen der feſt an
geſtellten Studienräte eingegliedert ſind. Bei dieſer Sachlage
heute noch Schulwiſſenſchaften zu ſtudieren, iſt ein völlig ausſichts-
loſes Unterfangen!

Dulden von Glücksſpielen.
Den „P. P. N.“ wird von zuſtändiger Stelle geſchrieben:
Nach einem Bericht in der Preſſe iſt vor kurzem ein Gaſtwirt

von der Anklage des Duldens von Glücksſpielen in der Berufungs-
inſtanz freigeſprochen worden, weil nach der Abänderung des
Strafgeſetzhuches durch das Geſetz gegen das Glücksſpiel vom
23. Dezember 1919 ſich nur der ſtr r mache, der ohne behörd-
liche Erlaubnis öffentlich ein Glücksſpiel veranſtalte, die Ein-
richtung dazu bereitſtelle, ſich am öffentlichen Glücksſpiel beteiſ
oder aus dem Glücksſpiel ein Gewerbe mache, während ſtraffrei
ausginge, wer an öffentlichen Verſammlungsorten das Glücksſpiel
nur dulde. Dieſe Auffaſſung iſt ig Unter dem Geſichts-
punkt der Beihilfe zum unerlaubten Glücksſpiel im Sinne des
J 284 des Strafgeſetzbuches in der Faſſung des genannten Gefſetzes
machen ſich auch alle Perſonen ſtrafbar, die durch ihre Tätigkeit
das Glücksſpiel irgendwie fördern. Dies iſt in der amtlichen Be
gründung zum Entwurfe des Geſetzes für die Spielklubs beſonders
zum Ausdruck gebracht, trifft aber auch ſinngemäß auf jede an
dere unerlaubte Veranſtaltung von Glücksſpielen zu. Als eine
Förderung des Glücksſpieles iſt es auch anzuſehen, wenn ein Gaſt
wirt ein Lokal zur Veranſtaltung von Glücksſpielen zur Verfügung
ſtellt, ohne ſelbſt das Spiel z. B. durch Hergabe von Karten un-
mittelbar gefördert zu haben. Zu geſetzgeberiſchen Maßnahmen,
die eine angebliche Lücke in den vorhandenen geſetzlichen Beſtim-
mungen auszufüllen hätten, beſteht demnach kein Anlaß.

Zwangsbewirtſchaftung und Frühkartoffeln. Der
Magiſtrat ſchreibt: Verſchiedene Verſtöße geben Veran-
laſſung, darauf hinzuweiſen, daß die Zwangsbewirt-
ſchaftung der Frühkartoffeln nicht aufgehoben iſt und
auch weiterhin bleibt. Ein markenfreier Verkauf ſeitens
der Kartoffelhändler darf deshalb nicht erfolgen.
Ein viertel Pfund Einmachezucker mehr. Ueber die Er-

höhung der Einmachezuckerration war von uns die betreffende
Berliner Meldung durch das hieſige WTVB. in falſcher Form
äübermittelt. Es gibt nicht ein viertes Pfund Zucker, ſondern zu
e gereits verſprochenen Pfund nur noch ein viertel
Pfund.
F Spa und der Eiſenbahnbetrieb. Das Kohlenabkommen von
Spa dürfte nicht verfehlen, auch auf den Betrieb unſerer Eiſen-
bahnen hemmend einzuwirken. Man muß ſich wohl wieder auf
größere oder kleinere Einſchränkungen im Perſonenverkehr gefaßt
machen, um ſo mehr, als im Herbſt der an ſich lebenswichtigere
Hüterverkehr ohnedies größere Anſprüche an die Eiſenbahn zu
ſtellen pflegt. Eine gewiſſe Beſſerung in der Kohlenverſorgung
und bei der Wiederherſtellung der Lokomotiven hatte eben möglich
gemacht, den Fernverkehr durch Schnellzüge wenigſtens einiger
maßen ausreichend zu bedienen, ſo daß dieſe Züge nur noch auf
rinem Teil der wichtigſten Verbindungen überfüllt ſind. Jm
Nahverkehr konnten fortgeſetzt zahlreiche Wünſche im einzelnen
berückſichtigt werden. Auch hier dürfte das Gebot äußerſter Spar
ſamkeit wieder zur Geltung kommen, wenn auch eine beſondere
Anweiſung in dieſer Beziehung noch nicht ergangen iſt. Um die
nötigſten Verbindungen aufrecht zu erhalten, dürfte es ſich nicht
vermeiden laſſen. die Züge ſo kurz als möglich zu halten, um ſie
wenigſtens in der Regel mit einer Lokomotive befördern zu
können. Dieſelbe Zahl von Reiſenden wird ſich aſſo mit weniger
Platz zufrieden geben müſſen. Auch der Nahverkehr wird ſo ſpar-
ſam wie möglich bedient werden müſſen. Der jetzige Sommer-
fahrplan wird wohl im u noch durchgeführt werden. Ein
Teil der J verkehrt bekanntlich bis Mitte Auguſt, ein Teil bis
Ende Auguſt, andere bis Mitte und Ende September.

po Die Allgemeine GasAktien-Geſellſchaft, die bereits ſeit eini
gen Jahren hier am Platze eine Gasmeſſerwerkſtatt betreibt, er
öffnet mit dem morgigen Tage ihr Große Ulrichſtr. 54 in den
Räumen des früheren Palaſtautomaten neu eingerichtetes Stadt
geſchäft, verbunden mit reichhaltigen Ausſtellungs- und Verkaufs-
räumen. Neben Gas und elekriſchen Anlagen für Licht, Kraft
und Heizung jeden Umfanges befaßt ſich das neu gegründete Un-
ternehmen auch mit der Beratung Planung und Ausführung von
geſundheitstechniſchen, Heizungs-, Waſſer- und Kanaliſations-
anlagen. Wir empfehlen den Beſuch des neuen Geſchäftes und
verweiſen auf die Eröffnungsanzeige in dieſer Ausgabe.

Die Vereinigung ehemaliger Angehöriger des Landwehr-
Infanterie- Regiments Nr. 36 hält am Montag, den 9. Auguſt d. J.,
im Reſtaurant Schultheiß, Poſtſtr. 8, abends, ſeine nächſte Zu
ſammenkunft ab. Alle ehem. Angehörigen des Regiments werden
5ringend gebeten, am genannten Tage recht zahlreich zu erſcheinen.

Der Vorſtand.

Volls wirtſchaftliche und juriſtiſche Beratungsſtelle

Anfrage Ich bitte mir in folgender Angelegenheit zu
helfen: Mein Mann iſt im Kriege gefallen und ich muß mit
meinen Händen mein Brot verdienen. Mein Sohn, 11 Jahre alt,
hat hier in der Nähe Obſt genaſcht mit anderen Knaben, wurde
hierbei vom Obſtpächter überraſcht und dieſer warf ein ſcharfes
Inſtrument, eine Sichel, zwiſchen die Kinder. Meinem Sohn wurde
eine Sehne am Fuß zerſchnitten und er wird, wie man ſagt, lahm
bleiben. Was ſoll ich tun?

Antwort Jhr erſt 11 Jahre alter Knabe iſt r
ganz abgeſehen davon, ob überhaupt Sachbeſchädiqung oder Mu
raub vorliegt oder nicht. Jſt der Kirſchbaum durch Jhren Sohn
beſchädigt, z. B. durch Abbrechen der Zweige, ſo müſſen Sie ſelbſt
verſtändlich für den Schaden aufkommen. Dagegen haftet der
Obſtpächter, der Jhren Sohn körperlich verletzt hat, nach S 823
B. G. B. für jeden Schaden. Darunter fällt: Verluſt an Arbeits-
verdienſt, Arzt- und Apothekerkoſten und Jhre Ausgaben für Ver-
pflegung Jhres am Gehen verhinderten Kindes. Bleibt Jhr
Sohn ganz oder teilweiſe erwerbsunfähig, ſo greifen folgende Be-
ſtimmungen des BVürgerlichen Geſetzbuches platz. Nach S 343 iſt

dem Verletzten ſtets durch Entrichtung einer Geldrente Schaden
erſatz zu leiſten, wenn infolge der Körperverletzung die Erwerbs
fähigkeit des Verletzten aufgehoben oder vermindert iſt. Ob und
in welcher Art der erſatzpflichtige Oebſter Sicherheit für die Rente
zu leiſten hat, beſtimmt der Richter nach den Umſtänden Statt
der Rente kann der Verletzte auch eine Abfindung in Kapital ver
langen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Sie müſſen ſelbſt
verſtändlich den Verlauf der Heilung der Wunde und die ärzt
lichen Gutachten abwarten. Von einem Vergleich vaten wir
Jhnen ab, laſſen Sie den Richter entſcheiden. Können Sie beiJhren SernäMererbäliniſen die Prozeßkoſten nicht tragen, ſo

bitten Sie um Erteilung des Armenrechts. Den Antrog können
Sie bei dem zuſtändigen Amtsgericht ſtellen.

Provinz und Umgegend.

An die Hrtsvereine.
Auf den verfloſſenen Unterbe l 1 en ſind

verſchiedene Anregungen zur Förderung des Vereins-
lebens gemacht worden. Der Bezirksvorſtand hat dieſe
r n durch ein Zirkular allen Ortsvereinen
ur Kenntnis I fre und darf nun erwartet werden,
aß allerorts eingehend darüber beraten wird.

Das Vereinsleben muß nach allen Seiten hin gefördert
werden, damit das Intereſſe der Mitglieder auch außer-

oder anderer politiſcher

Der J r rJ. A.: R. Dreſcher.
Rednerkurſus Merſeburg!

Unſer Rednerkurſus wird nicht, wie angekündigt,
Freitag, den 6. d. M., ſondern Freitag, den 13. d. M.,
abends 7 Uhr im „Gaſthof zu den drei Schwänen“ er-
öffnet. Genoſſen aus Merſeburg und Umgegend, die
gewillt ſind, an dem Unterricht teilzunehmen, werden
gebeten, ihre Adreſſe ſobald wie möglich an den
Paul Bauer-Merſeburg, Annenſtr. 19 (Parteiſekre-
tariat), einzuſenden.

Streik im Helmſtedter Revier.
Die Belegſchaften eines Teils der Werke im Helm-

ſtedter Braunkohlenrevier ſind heute früh in den Pro
teſtſtreik gegen den Steuerabzug getreten. Die Ver-
ſorgung Magdeburgs mit elektriſcher Kraft iſt gefährdet.

Entwaffnung der Zivilbevölkerung.
Dem Reichstag iſt der Entwurf eines Geſetzes über die Ent-

waffnung der Zivilbevölkerung zugegangen. Danach ſind alle
Militärwaffen bis zu einem von dem Reichskommiſſar für die
Entwaffnung feſtzuſetzenden Zeitpunkt an die von ihm zu be-
ſtimmenden Stellen abzuliefern. Der Reichskommiſſar kann be-
ſtimmen, daß zunächſt nur eine Anmeldung der Militärwaffen zu
erfolgen hat. Wer nach Ablauf der Ablieferungsfriſt in den Be-
ſitz von Militärwaffen gelangt, hat dies innerhalb drei Tagen
der für die Ablieferung zuſtändigen Stelle unter Angabe der Art
und Zahl anzumelden. Die für Militärwaffen angegebenen Vor-
ſchriften finden auch auf weſentliche fertige oder vorgearbeitete
Teile ſowie auf Munition von Militärwaffen Anwendung.
Veränderte Militärwaffen gelten als Militärwaffen dann, wenn
weſentliche Teile von Militärwaffen an ihnen vorhanden ſind.

Allen Perſonen, welche die in ihrem Gewahrſam befindlichen
Militärwaffen innerhalb der vom Reichskommiſſar feſtgeſetzten
Friſt abliefern, oder welche die erforderliche Anmeldung
innerhalb der Friſt erſtatten, wird Straffreiheit wegen unbefug-
ter Aneignnung ſowie wegen Zuwiderhandlungen gegen die über
Anmeldung oder Ablieferung von Waffen und Munition bisher
erlaſſenen Vorſchriften gewährt. Die Herſtellung von Militär-
waffen und der Handel mit ihnen iſt verboten.

Der Reichskommiſſar kann zur Durchführung ſeiner Aufgaben
die Sicherheitspolizei auffordern und ihr Anweiſungen erteilen.
Zum Zwecke der Durchführung der Entwaffnung kann der Reichs
kommiſſar im Rahmen der Geſetze alle ihm notwendig erſcheinenden
Anordnungen treffen.

Mit Gefängnis nicht unter drei Monaten und mit Geldſtrafe
bis zu 300 000 Mark wird beſtraft, wer nach Ablauf der Friſt
Militärwaffen unbefugt im Gewahrſam hat oder der Anmelde-
pflicht nicht nachgekommen iſt, oder wer öffentlich vor einer
Menſchenmenge oder r Verbreitung oder öffentlichen Anſchlag
oder öffentliche Schauſtellung von Schriften oder anderen Dar
ſtellungen zum Ungehorſam gegen dieſes Geſetz ober die Anord
nungen des Reichskommiſſars auffordert.

halb von Wahlbewegungen
Aktionen rege gehalten wird.

Die neuen Braunkohlenpreiſe im Bereich des Mitteldeutſchen
Braunkohlenſyndikats.

s wurden folgende Preiſe je Tonne ab 1. Auguſt 1920 feſt-
geſetzt:

Briketts (Hausbrand- und größere Jnduſtrieformate)
189 M., kleine Jnduſtrieformate 199 M., Brikettſpäne 142 M.,
Briketts des Caſſeler Reviers 208 M.

r Airelne W 189 M. Bei Lieferungen aller Brikett-
ſorten, Brikettſpäne und Naßpreßſteine nach Empfangsplätzen
nördlich und weſtlich der Strecke Torgau-- Eilenburg Halle
Oberröblingen am See--Querfurt--Vitzenburg--Reinsdorf--Bret-
leben--Griefſtedt einſchl. der an dieſer Linie gelegenen Stationen:
Luftlinie Griefſtedt--Hohenebra--Bahnlinie Hohenebra--Sonders-
hauſen Wolkramshauſen--Leinefelde--Eſchwege--Malsfeld, ein-
ſchließlich der an dieſen Eiſenbahnlinien gelegenen Stationen er-
folgt die Lieferung auf Frachtgrundlage Luckenau. Bei Liefe-
rungen nach dem Gebiete rechts der Elbe im Süden begrenzt durch
die Bahnlinie Wittenberge--Neuſtadt a. d. Doſſe--Paulinenaue,
ausſchl. der an dieſer Linie gelegenen Stationen auf Frachtgrund-
lage Senftenberg.

Rohkohlen. Mitteldeutſches Gebiet. Förderkohle 55 M.,
Siebkohle 60,50 M., Stückkohle 66 M. Die Rohkohlen aus Werken
des Geiſelthals und aus Werken der A. Riebeckſchen Montan-
werke im Oberröblinger Revier werden auf Frachtgrundlage
Frankleben verkauft. Magdeburger, Helmſtedter und Anhalter
Revier. Förderkohle 66 M., Siebkohle und Kohle I 72,60 M.,
Stückkohle 79,20 M. Caſſeler Revier. Förderkohle 81,50 M.,
Siebkohle 91,50 M., Stückkohle 101 M.

Grudekoks. Grudekoks 241,20 M. Die Lieferungen von
Nachterſtedter und Pfännerhalbkoks erfolgen auf Frachtgrund-
lage Luckenau. Für die Erzeugniſſe aus den Braunſchweigi-
ſchen, Anhaltiſchen und Altenburgiſchen Werken erhöht ſich der
Preis um den Betrag der Landesſteuern. Dieſe Preiſe weiſen
Preisherabſetzungen für mitteldeutſche Briketts von 18 M. die
Tonne auf. Da noch 20 Prozent dieſer Beträge an Kohlenſteuer
igr DPden, ergeben ſich im ganzen Ermäßigungen von 12 bis

rozent.

Roßbach. Die Rache derer vom Hamſterbau. Die
Bauernfamilie Schmidt hat ihre ſchmähliche Hamſterbautragödie
vom vorigen Jahre noch nicht vergeſſen und ſinnt auch heute noch
auf Rache für die die Hamſterei aufklärenden Ortseinwohner.
Wie man nun den Groll zu erkennen gibt, zeigt folgender draſtiſche
Vorfall. Bekanntlich iſt das Aehrenleſen auf den abgeernteten
Feldern geſetzlich geſtattet. Infolgedeſſen gingen auch die Kinder
unſeres Genoſſen E. auf die Flur, um etwas von den dort zurück
gebliebenen Reſten des reichen Ernteſegens zu ſuchen. Ohne daß

P iungens einen ſo unbändigen Spaß machte, blühſt du allen anderen

ſie es wußten, gerteten ſie dabei auch auf das Feld des Ortsfet
Schmidt. Plötzlich wurden ſie von vier ertbachſenen Perſe
umzingelt und gleich gefangenen wilden Tieren nach dem Schnm
ſchen Garten abtransportiert, während man ihnen die aufgeleſ
Aehren abnahm, wurden ſie mit Schlägen bedroht. Dabei tat
beſonders der Bruder des Herrn Schmidt (der an einer S
als Lehrer tätig iſt!) hervor. Dieſer ſonderbare Pädagoge
des öfteren den Ruf nach dem Ochſenziemer ertönen.
Schmidt freute ſich ganz beſonders darüber, daß man die „Richtit
erwiſcht hatte und äußerte den Kindern gegenüber: „Euer V
war ja der Hauptmann!“ (Sie dachte dabei an die ihr ſo peinſ
Entdeckung des Schmidtſchen Hamſterbaues durch die hieArbeiterſcha t. Nach dieſen Ergüſſen ließ man die Kinder wie

iehen, da ſie ja nichts ſtrafbares begangen hatten. Ob das
chſenziemer, Lehrer“ bedauert hat? Die Arbeiterſchaft i

das Schmidtſche Anweſen ſcharf im Auge behalten, damit dort
nur immer die „Richtigen“ ein und ausgehen. Weiter iſt hier m
zu beobachten, daß einzelne Bauern ihre Felder ſofort wieder t
pflügen und damit ein Nachleſen der armen Aehrenleſer
hindern. Wieviel Körnlein der Frucht mögen damit vergrat
und der menſchlichen Ernährung entzogen werden? Dieſes Ty
ben iſt höchſt verwerflich.

Belgern. Gründung einer Ortsgruppe de
S. P. D. Am Sonntag, den 1. Auguſt, fanden ſich zu einer z
ſammenkunft die Anhänger der alten Partei im Weißen Roß e
Genoſſe E. Schröder- Torgau legte in ſeinen Ausführung
die Notwendigkeit der Gründung einer Ortsgruppe dar, denn
durch Zuſammenſchluß können wir unſeren Gegnern Trotz biet,
Nach dem Vortrag wurde zur Gründung einer Ortsgruppe
ſchritten. Gen. Karl Brauer wurde zum Vorſitzenden gewäſ
So geht es auch im Torgauer Kreiſe vorwärts, erſt Dommitzſch, da
Belgern, und weitere werden folgen.

Bockwitz. Ueberfahren. Am Mittwoch wurde die t
der Firma Hebeſtreit beſchäftigte Arbeiterfrau Brunſch e
Mückenberg vom Zuge erfaßt und ſofort getstet. Die Schul
frage wird ſich erſt nach der eingeleiteten Unterſuchung beantwort

laſſen. JMaasdorf. Felddiebſtähle. Hier wurden auf ein
noch nicht abgeernteten Felde etwa 10 Frauen betroffen, d
Weizen und Haferähren abſchnitten. Als ſie von einem Aufſicht
beamten zur Rede geſtellt wurden, ließen ſie ſich in ihrem Treib
nicht ſtören, bis der Beamte zur Feſtnahme ſchritt. Jn Ger
wurden am Sonnabend einem Landwirt von ſeinem Acker ein
4 Zentner Kartoffeln entwendet. Der Dieb wurde vom Beſitz
beobachtet, als er die Kartoffeln verſteckte. Später holte er d
Kartoffeln und verkaufte ſie in Cöthen an einen Gaſthofbeſitz
wobei er ermittelt und zur Anzeige gebracht werden konnte.

Deſſau. Kein Streik der Gas und Elektrizi
tätsarbeiter. Der drohende Streik der Gas-, Elektrizität
und Jnſtallationsarbeiter iſt nicht eingetreten. Der Weiterbetrit
der Licht- und Kraftwerke iſt, vorläufig wenigſtens, geſichert. J
begonnenen Verhandlungen zwiſchen der Leitung des Metel
arbeiterverbandes und den Vertretern der in Frage kommend
Fabrik und Geſchäftsbetriebe dürften allem Anſchein nach
einer Verſtändigung führen, da die Arbeitgeber den Forderung
Entgegenkommen zeigen. Am nächſten Freitag findet wiedern
eine Zuſammenkunft ſtatt, in der die Verhandlungen, wie
hofft, wohl zu Ende gebracht werden.

Ellſtedt. Sozialdemokratiſcher Bürger
meiſter. Bei der kürzlich S Bürgermeiſterwah
entfielen auf unſeren Genoſſen Schrader- Erfurt 7
der z Steckmann erhielt 574 Stimmen. Genoſt
Schrader iſt ſomit gewählt.

J J,; J ò*

Aus (Illlet Welt.
Valutaſchieber. Wie die Wiener Abendblätter melden,

die Behörden einem zumeiſt aus Jtalienern beſtehenden Konſor
tium auf die Spur gekommen, welche mit Benutzung teils echteteils aſher Dokumente ſich als Mitglieder fremder Länderkon

miſſionen ausgaben, um vornehmlich in den Nationalſtaaten groß
Valutaſchiebungen durchführen zu können. Die Sumo
dieſer Schiebungen wird auf 60 Millionen Kronen beziffert. V
Hausſuchungen ſind 10 Millionen Kronen beſchlagnahmt wordei

Vermiſchtes.

Ein kommuniſtiſcher König.
leſen wir das nachſtehende entzückende Stückchen aus Teterow
„O“ Teterow, o Teterow, du biſt mit nichten die kleinſte unteben Städten Mecklenburgs; denn bedeckt mit Moos und Schorf

deiner ſagenumwobenen Vergangenheit, die uns ſchon als Schub

voran, und deine „Bürger“ ſtehen im Range direkt neben der
berühmten Schildbürgern. Entzückend, die Geſchichte vom Tete
rower Hecht. Er war noch zu klein und ſollte noch wachſen, und
da ſetzten die Teterower Bürger ihn wieder ins Waſſer. Auf dei
z ihn aber immer gewahrten, hingen ſie ihm eine Glocke un

nd damit ſie die Stelle wiederfänden, wo ſie ihn ins Waſe
gelaſſen, ſchnitten ſie zur poſitiven Sicherheit eine Kerbe in
Schiff. Solche und andere P W meldet die Dame Hiſtori:
aus Teterow. Teterow hat alſo einen Ruhm zu verlieren, abe
es hütet ſich, es zu tun. Es wahrt vielmehr die Tradition und
hat noch viel Vergangenheit vor ſich. Jn der Gegenwart aber i
es die Kommuniſtenſtadt von Mecklenburg. Jawoll. Jn Teteron
iſt Spartakus der Höchſte im Skat. Bitte nicht lachen, weil aus
gerechnet Teterow. Und nun war Schützenfeſt in Teterow, ſose
nannter Königsſchuß. Radau, Klimbim, Trompetenſtoß, Rummel
en gros en detail. Ausmarſch, Muſikbande, inneres Feucht:
keitsbedürfnis, Orden und Ehrenzeichen ſind anzulegen, Prei
ſchießen, Einmarſch, hurra, der Schützenkönigl Bumm-bumn.
durch die Stadt, Arm in Arm, ſonder Harm, marſchieren Schritt
und Tritt und Tritt und Schritt der Bürgermeiſter und de
Schützenkönig, dieſer mit ordensüberſätem Klaſſenkämpferbuſen.
Denn er iſt Kommuniſt. Jawoll. Spartakus als Schützenkönig, und ſo
woll'n wir noch einmal, woll'n wir noch einmal hoppſaſſaſſa, luſtie
ſein, fröhlich ſein, heiraſſaſſa. Nein wiſſen Sie, ich hätte vorLachen heulen können 9 o Teterow, o Teterow!“

Ueber die rege Minderwertigkeit der Kriegskinder beſtehen
noch vielfach falſche Meinungen: Jm allgemeinen herrſcht die An
ſicht, daß die Frucht unabhängig von der Ernährung des
Vaters entwickelt. Die Auffaſſung wurde jedoch durch die Be
obachtungen bei Neugeborenen während des Krieges in Frage ge
ſtellt. Wie nun Engelhorn im „Zentralbl. f. Gyn.“ berichtet
blieben auch Kinder, deren Mütter ſich in beſten Ernährungsver
hältniſſen befanden, deutlich an Gewicht und Länge zurück. Die
Väter der Neugeborenen dagegen waren ſämtlich zur Zeit der
Zeugung abgearbeitet und nervös, ſo daß eine Schädigung des
väterlichen Keimplasmas durch Entbehrung und Ueberanſtrenguns
vorlag. Jn allen Fällen wurde auch eine kleine Plasenta ge
ſunder die für die Minderwertigkeit der Frucht in der Anlage
pricht.

e
Briefkuften der Redaktion.

W. S. 111. Der Arbeitgeber iſt nicht geſetzlich u vervflichtet, für dieſe Zeit Steuern abzuführen. Wir e Jhnen
ſich energiſch dagegen zu wehren. Die Sache mit der Lebens
mittelverteilung müßte etwas klarer umſchrieben werden. Wer
hat hier den Vorteil? Nur die Arbeiter, die in Leung wohnen
oder nur die, die auf den Dörfern wohnen?
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